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Die ErwcrbsmöglichKeit dcr Kriegsmaliden.
Die Zahl der Unglücklichen, die der Krieg zu

Krüppeln gemacht hat und noch macht, wächst in un¬

heimlicher Weise. Die Fürsorge für die Kriegs¬
invaliden darf sich aber keineswegs darin erschöpfen,
ihnen eine Rente zukommen zu lassen, die ihnen ein

dürftiges Weiterfristen ihres Lebens ermöglicht.
Ueberall sind denn auch Menschenfreunde aus allen

Gesellschaftsschichten am Werke, um den Kriegsbe¬
schädigten geeignete Arbeit zu verschaffen. Sie alle,
die daran arbeiten, das Los der so schwer Getroffenen

zu erleichtern, gehen von dem psychologisch richtigen
Standpunkt aus, daß die Arbeit über so manche schwere
Stunde hinweghilft, daß der Kriegsbeschädigte sein
seelisches Gleichgewicht durch Betätigung eher erreicht
und daß der durch die Arbeit erzielte Nebenverdienst
mit zu einer erträglichen Existenz verhilst. Denn um

einen Neben verdienst wird es sich leider bei vielen

Kriegsinvaliden nur handeln. Es mag hart erschei¬
nen, aber es ist unumgänglich notwendig, die am

Schreibtisch entstandene Illusion zu zerstören, daß der

mit künstlichen Gliedmaßen ausgestattete Mensch —

von Ausnahmen abgesehen — noch eine vollwertige

Arbeitskraft ist. Die technische Konstruktion der

künstlichen Glieder ist eine oftmals staunenerregende.
Nnd dennoch ersetzt ein noch , so vollkommenes künst¬

liches Glied nicht einen menschlichen Körperteil, dessen

einzelne Funktionen durch die vom Gehirn dirigierten
Nervenstränge geregelt werden.

Das heutige hochentwickelte industrielle und kom¬

merzielle Wirtschaftsleben erfordert mehr noch wie

die sichtbare rein mechanische körperliche Tätigkeit die

innerliche, unsichtbare, geistige Betätigung. Sie ist
es ja auch, die die körperliche Betätigung zur höchsten
Entfaltung drängt und deshalb ist auch der in¬

telligenteste, das heißt der geistig hochstehende In¬

dustriearbeiter derjenige, der die Höchstleistungen er¬

zielt. Er erzielt sie, weil sein reges Gehirn mittels

der Nerven einen bestimmten Körperteil zu besonderen
„Handgriffen" — um einen Ausdruck aus dem prakti¬

schen Leben zu benutzen — veranlaßt. „Es geht ihm

besser von der Hand," als dem weniger intelligenten
Arbeiter, dessen Gehirn nicht so rege ist und der des¬

halb auch nicht in der Lage ist, seine Eingebungen
blitzschnell dem Körper zu übermitteln.

Vom Gehirn zu den künstlichen Gliedmaßen, und

seien sie noch so vollkommen, führt kein Nervenstrang.
Ein mit künstlichen Gliedmaßen ausgerüsteter Mensch
kann deshalb den im Besitz feiner natürlichen Körper¬
teile befindlichen Menschen nicht vollkommen ersetzen.
Auch nicht den Arbeiter, der „rein mechanische Arbeit"

verrichtet. Denn was oftmals als reine mechanische
körperliche Arbeit erscheint, ist nicht nur mecha¬

nische Arbeit, die eine tote Maschine verrichten konnte.

So wird schon heute die Tätigkeit der Verkäufer als

eine rein mechanische betrachtet. Denn wie wäre es

sonst möglich, daß ein Mitglied einer Handelskammer

schreiben kann:

„Ferner bietet sich eiue Beschäftiguugsmöglichkeit für
Einarmige als Verkäufer tu solchen Geschäften, bei

denen keine Menge» abgewogen zu werdcn brauchen, son¬
dern bei denen es sich im wesentlichen um Ausgabe leicht

greifbarer, fcstvcrpacktcr Gegenstände, ivic Bücher, Papier,
Schrcibwareu, Zeitungen, Lotterielose, Zigarren, Gebäck,
Gemüse, Haushaltungsgegenständc, Werkzeuge, Seife, Lichte,

Drogen, Bürsten und dergleichen handelt. Diese Art

Tätigkeit kommt vor allem für Einarmige in Bctracht,

welche a u ch noch cin Bei n verloren haben."

Wir sehen hierbei ganz von der hohen Wahrschein¬
lichkeit ab, dal, es nur sehr, sehr wenige Detaillisten

geben wird, die einen einarmigen nnd einen ein¬

beinigen Handlungsgehilfen einstellen werden. Dic

Verkänfermoral haben wir in dieser Kriegszeit zur

Genüge kennen gelernt. Trotz der angeblichen Elimi¬

nierung sozialfeindlicher Bestrebungen infolge des

Krieges bleibt die Grundlage der Verkäuferinoral der

Profit. Die Einstellung von Kriegsinvaliden birgt
aber sür die Detaillisten die Gefahr einer Schmäl e-

rnng des Profits in sich. Nicht allein wegen der

Entlohnung, die wiirde dcr Detaillist schon den

„Leistungen" des K^iegsinvaliden entsprechend vor¬

nehmen, wenn nicht eine starke Gewerkschaft hier

schützend hinter den Unglücklichen steht. Für den

Kaufmann kommt noch ein anderes in Betracht. Das

ist das harte Herz zahlungsfähiger Kundschaft, das

sich schon heute in verschiedenen z. B. Hausbesitzer-
kreifen offenbart. Diese „bessere" Kundschaft wird es

auf die Dauer unangenehm empfinden, bei ihren Ein¬

käufen von einem Invaliden bedient zu werden, dessen

Gebrechen eine flotte Bedienung nicht zuläßt. Tie

bessere Kundschaft will aber flott und zuvorkommend
bedient werden, sie glaubt es auch auf GruM ihres

gefüllten Geldbeutels verlangen zu können. Hu einer

solchen Bedienung ist aber ein mit einem künstlichen
Bein und mit einein künstlichen Arm versehener Ver¬

käufer gar nicht fähig. Nehmen wir an, einer „Dame"

paßt ein vorgelegtes Stück Ware nicht. Ein „per¬

fekter" Verkäufer hört aus der Bemängelung der Ware

sofort heraus, was der Kundschaft angenehm ist. Das

Vernommene setzt sich unr in körperliche Energie. Mit

beiden Armen packt der Verkäufer die passenden Stücke

mis den Regalen, oftmals unter Zuhilfenahme der

Leiter, und breitet Stück nin Stück vor den Augen
der zu bedienenden Kundschaft ans. Ein mit noch so
vollkommenen künstlichen Gliedmaßen ansgestcittcter
Verkäufer ist dazu außerstande. Die künstlichen
Glieber lassen sich nicht von dem regen Gehirn aus,

das gerade ein vollkommener Verkäufer besitzen muß,

dirigieren. Die künstlichen Glieder können crst wieder

durch körperliche Anstrengung der noch vorhandenen

nattirlichen in Bewegung gesetzt werden. Das ver¬

langsamt die Abwickelung des Geschäfts. Die „Gnä¬

dige" wird ungeduldig und geht das nächste Mal in

ein anderes Geschäft.
Es gibt kein Tetailgeschäft, Wo nur leicht greif¬

bare, festverpackte Gegenstände von der Ladentafel

weg verkauft werden können. Die Waren sind in Re¬

galen, in Lager- und Kellerräumen untergebracht, nnd

es ist deshalb nicht zu verantworten, Hoffnungen bei

so schwer Verletzten zu erwecken, die zu bitteren Ent¬

täuschungen und im Gefolge lcicht zur Mutlosigkeit
führen müssen.

Davor muß der Kriegsbeschädigte bewahrt werden.

Es gibt eine ganze Zahl von Erwerbsmöglichkeiten
fiir ihn. Anch der kaufmännische Beruf bietet solche.
Es ist z. B. ganz gut möglich, daß ein einarmiger oder

einbeiniger Invalide als Aufsichtsführender in einem

größeren Geschäft tätig sein kann, vorausgesetzt, daß

seine sonstigen Fähigkeiten nnd Charaktereigenschaften
ihn hierzu als geeignet erscheinen lassen. Daszeigt
uns aber, daß die Fürsorgebetätigung
s i ch i n d i v i d n c l l g e st a l t e n ni u ß. Wcnn wir

aber die Bahnen genau verfolgen, die jetzt die Für¬
sorgebetätigung einschlägt, so erblicken wir darin eine

Schnblonisierung, die wir gerade für die Kriegs-
verletzten als eine Gefahr betrachten. Es genügt
z. B. keineswegs, einen Kriegsverletzten init einem

künstlichen Bein nun einen Beruf zuzuweisen, iit

welchem der Verlust des Beines allein kein großes
Hindernis ist, sondern es muß auch geprüft werden,
ob die geistige Befähigung und auch die übrige Körper-

beschaffenhcit zur Ausübung dcs ncucn Berufes vor¬

handen ist. Es muß auch geprüft werden, ob die

Neigung zu dem neuen Beruf bei dem Kriegsinvaliden
vorhanden ist. Um es noch einmal zu sagen, es muß

jeder einzelne Kriegsverletzte besonders behandelt
werden.

Einc umfassende, individuelle uud liebevolle Be¬

rufsberatung wird so manchen Kriegsverletzten cinem

neuen Lcbensberuf zuführen, in welchcm er sich wieder

als nützliches Glicd der Menschheit fühlt. Tiese
innere Bcfricdigung Wird ihn iiber manche Wider¬

wärtigkeiten hinweghelfen, wird ihn das ihm be-

schiedene Los erträglicher erscheinen lasscn. Tns abcr

mutz Zweck und Ziel der Fürsorgetätigkeit fiir die

Kriegsinvaliden scin. Dieses Ziel wird um so eher
erreicht wcrdcn, je mehr anch den Gcwcrkschaftcn in

allen fiir die Kriegsbeschädigten-Fürsorge gegründeten
öffcntlich-rcchtlichcn Organisationen gebührende Platz
eingeräumt ivird. G, D.

Die Arbeiterschaft im neue« Deutschland.
Nicht von dem Buche, das diesen Titel trägt, soll

hier geredet werden, sondern von einem iii der

weiteren Oessentlichtcit kaum beachteten Ereignis, dos

trotzdem — wie die Zeitschrift dcr Fabrikarbeiter in

ihrer Nummer vom Oktober sagt — „bedeutsamer
ist, als manche Kriegsveransteiltung, die mit viel Ge¬

räusch angekündigt und besprochen wird". Es bandelt

sich nämlich um eine Versammlung, dic am 1. Oktober

auf Einladung des Hauptausschusscs nationalcr Ar¬

beiter- und BerufSverbände in Berlin in Anweienbeit

von „Arbeitern und Unternehmern der Industrie, des

Bergbaus und des Handwerks, der Landwirtschaft, des

Hairdels und der Schiffahrt sowie sonstiger Bernfs-
stände" getagt bat.

Vom „Umlernen" ist dort gar iiicht geredet
worden. Jm Gegenteil! Man gab der Meinung Aus¬

druck, dnß gerade der Krieg bestätigt hnbc, wic not¬

wendig die gelbe Arbeiterbcivcgung sei. „Allgemein
wurde anerkannt, daß auch nach dein Kricge mchr als

je eine starke wirtschaftsfriedliche Beiucgung nottut.

Die Zusammenfassung der nationalcn Arbcitcr sci
nicht als eine bcsondcrc Arbeiternngelegenbeit anzu¬

sehen, sie sei vielmehr geboten auch im Interesse der

ganzen nationalen Wohlfahrt." Denselben lLcdnnkcn-

gang drückt die „Deutsche Arbeitgeber-Zeitung" voin

1l>. Oktober in den Wortcn aus: „Tie aufrichtige' Hoff¬
nung aller Vaterlandsfreundc geht dahin, daß uns

dieser Krieg neben anderem nnch den wirtschastlichc»
Frieden, den vollen und endgültigen Frieden auf dem

Arbeitsmarkt bescheren möchte. Man darf sich dem

Glauben hingeben, daß zum mindesten ein großer
Teil der deutschen Arbeiterschaft ans den Erfahrungen
dieser ernsten Zeit die nötigen Lehren gezogen hat und

sic auch ferner noch zichcn ivird." Tic genannte Unter-

nehmerzeitschrift hält „die Stunde fiir gekommen, in

der eine nationale und wirtschaftsfricdliche Arbeiter¬

bewegung größten Umfanges einzusetzen hat, richtiger
gesagt, in der sich eigentlich die ganze Arbeiterbewe¬

gung zu einer nationalen und wirtschnftsfrieolichen
ausgestalten müßte."

Daraus ergibt sich, daß die Unternehmer und

gelben Werkvereinler nach 'wie vor ihre wirtschastS-
friedliche Bewegung fiir richtig halten uiid gewillt
sinö, sie im Gegensatz zu dcii „Strcit'gcwcrtschaftcn"
zu fördern, welch letztere die Jntcrcsscn der Arbcitcr

bishcr mit Hilfe des Koalitionsrechts wahrgcnomincn
haben und es auch künftig tun wollen. Tie Unter¬

nehmer und gelben Werkvereinler haben also nicht

umgelernt. Darum schreibt die Zeitschrift dcr Fabrit¬
arbeiter: „Es hcißt dic Arbeiter einlullen, gefährliche
und bedenkliche Anzeichen ignorieren, we»n mnn die

burgfriedlichen, geivertlchaftsfreundlichen Aeußerun¬
gen einflußloser Politiker und Profcssorcn als Vor¬

boten und Bürgschaften einer neuen Zeit wertet, die

planmäßige reaktionäre Zutiiiiftsarbcit der maß-
gcbcndcn Untcrnchmervereiiiigiingeii iind Unter-

nehmerblätter aber als entschuldbare und unwichtige
Rückfälle in vormlgustliche Stiminnngcn einschätzt."

Voit anderen Gesichtspunkten geht eine Broschürc
aus, die vom Vcrbeind dcr Stcinsctzcr unter dcm

Titel: „Dcr Verband im Kricgojnbrc lUI-l/lö" her-
ausgegeben worden ist. Es heißt darin, die Politik des

4. August hätte die Wirkung gehabt, der organisierten
Arbeiterschaft fiir die Zeit nach den: Kriege eine gün¬
stigere innerpolitische Situation zu verschaffen. „Tiefe
Wirkung muß sich ganz naturgemäß cinste-llen —

ivenn sie nicht bon uns selbst oder von Leuten ans

unseren eigenen Reiben hintertrieben ivird, Einc

ganze Anzahl von Argumcntcn — ob sic falsch odcr

richtig warcn, tut nichts zur Snchc —, die vor dem

Kricgc mit großem Erfolge von den wirtschaftlichen
Gegnern gerade gegen die Gewerkschaften geltend ge¬

macht worden sind, und zwar oftmals mit Erfolg zum

grohen «chnde» dcr Arbcitcr, sind doch durch dic

Politik des 4. August ein- sür allemal beseitigt —

wenn wir sie nicht von neuem aufrichte» odcr von Un¬

berufenen und von Unverantwortlichen wieder auf¬

richten lassen."
Der Schreiber dicscr Steinsetzer-Broschüre weiß

also schon im voraus, daß die Arbeiterschaft selbst durch

ihre etwaigen künftigen Handlungen die Schuld
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trage» wird, wenn nach dem Kriege ihre sozialpoliti¬
schen Wünsche nicht erfüllt werden. Ans der von nns

eingangs erwähnten Tagung des HanPtanSschusses
nationaler Arbeiter- nnd Bernfsverbände geht aber

hervor, dasz trotz der Politik des 4. August die inner¬

politische» Meinungsverschiedenheiten fortbestehen.
Sie konnten auch trotz der Politik des 4. August nicht

verschwinden, weil die wirtschaftlichen Gegensätze
weiter bestehen, die auch nnch dem Kriege der inneren

Politik das Gepräge geben werden. Tos ist fiir jeden

geivertschnftlich aufgeklärten Arbeiter so einleuchtend,

dnfz es keiner weiteren AnSeinnndersetzung bedarf.

Interessant ist in diesem Zuiammenhonge, wie sich die

Unternehmer zu dem von zehn Professoren und zehn

Sozialdemokraten herausgegebenen Buche: „Die Ar¬

beiterschaft im nenen Teutschland" stellen. Professor
W. Zimmermann teilt darüber mit: „Ablehnend bis

znr Schroffheit verhält sich ein Teil der Arbeitgeber¬

presse, getreu der großen Schwenkung, die sie über¬

banpt neuerdings wieder in der Arbeiterfrage vorge¬

nommen hat, nachdem die ersten großen Zeiten der

Kriegsnot, wo sie sich im wärmsten Lob der Arbeiter¬

organisationen erging, vorüber sind nnd sie von dem

verständigen Verholten der Regierung gegenüber der

Arbeiterbewegung allerlei Unbegnemlichkeiten fiir die

künftige Arbeitgeberpolitik besorgt (vergleiche die

Ausfällc der Geheimräte Kirdorf nnd Ziese, der

„Deutschen Arbeitgeber-Zeitung", der neuen Arbeit-

gcber-^citschrist „Recht und Arbeit", des Zechen¬
verbandes, des Verbandes Thüringischer Indu¬
strieller nnv.l"

Ans dieser Bekundung des Professors Zimmer-
mnnn ergibt sich ein Einblick in die Gedankenwelt des

Nnternech!iertnnn>, dns jn seinerseits auch ein Wört¬

chen iiber die Stellung der Arbeiterschaft „im neuen

Teutschlnud" mitivreche» wollen lvird. Professor
Zimiiiermmin tut nber den Unternehmern Unrecht mit

seinem Vvrivnrfe, dnß sie nach dem ersten Unilernen

so schnell wieder lungelernt, d, h. znriickgelernt hätten.
Tns ist nicht wahr. Allerdings baben die Unternehmer
manche nach Kriegsausbruch erfolgte Maßnahme der

Arbeiter nnd ibrer Führer freudig begrüßt. Uin das

zu tun, brauchten die Unternehmer indes nicht um¬

zulernen. Ihre Anffassnng dariiber, wie sie ihre
Interessen nm besten wahrnehmen können, hatten sie
keine» Augenblick Preisgegeben, sic können lind brau¬

chen infolgedessen nnch nicht zurückzulernen. Dieser
Vorwnrf. den Professor Zimmerinann gegen sie er¬

hebt, erklärt fich Wohl daraus, daß die Dinge sich
anders entwickeln, nls der Professor sie erwartet hat.

Amerika und Europa.
Der Abschluß der eiiglisch-französische» Anleihe in

dcn Vereinigten Staaten hat zn leidenschaftlichen Er-

örternngen geführt. Es ist klar, daß diese Anleihe die

Koiisenueiiz der Lieferung von Waffen, Munition und

sonstigem >!riegSlnatennl seitend der amerikanischen
Industrie nn die Ententemärbte ist. Durch diese Liefe¬
rungen steigen die Znhlnngssordernngen der Ameri¬

kaner, und diese können nicht, wie in Friedenszeiten,
durch Liefcrnngen von Waren nach Amerika ausge¬

glichen werden. Wollte man sie mit Gold begleichen,
so wiirde das den Goldvorrat, der als Sicherung des

Papiergeldes dient, stark verringern. Man zahlt also
mit Papiergeld oder mit Wechseln, d. h. mit An-

weisnngeii auf Gold, die später cinmal eingelöst
wcrdcn sollcn, Tie Ailhänfnng solcher Schnldver-
fchreibnngcn drückt nber den Wechselkurs, was auf eine

Verteneruiig oller fiir Frankreich, England und Ruß¬
land auS Amerika bezogenen Waren hinausläuft. Um

also dem cntgcgcnznwirt'c», haben die Regierungen
von England und Frmrkreich von amerikanischen
Kapitalisten amerikanisches Geld geliehen und werden

sortem das Kriegsmaterial mit Tollär bezahlen. Sie

müsse» dabei fiir die 500 Millionen Dollar (über zivei
Milliarden Mark) sehr hohe Zinsen zahlen, aber sie
machen dabei doch noch ein besseres Geschäft, als u>eim

sic mit Wechscln znhlcn, dcrcn Wert weiterhin sinken
würdc. Vom völkcrrechtlichen Standpunkt ist nun die

Zlilnssnng einer solchen Anleihe genem so eine Unter

ftütziing der kriegführenden Partei, wie die Zulassnng
von Waffenlieferungen. Aber sie widerspricht nicht
den gcschricbcile» Satzungen des Völkerrechts. Die

Amcrikancr könncn sich darauf berufen, daß cs in

frühcrcn Kriegen auch nicht anders war. Rußland
Hot bci scinc» Kricgen gcgcn die Türkei und gegen

Japan Waffen aus Deutschland bezogen und auch Geld

in Tentschlnnd gcliehcn. Jm Balkankriege haben die

Kriegführenden in Frankreich, England, Deutschland
nnd Oesterreich Anleihen aufgenommen. Es muß da

her dcr Zukunft vorbehalten werdcn, ob die Satzungen
des Völkcrrcchts geändert ivcrdcn fallen, wobei die Er¬

fährungen, die man jetzt macht, nicht gerade viel Hoff
nittig lassen, daß diese Satzungen auch wirklich befolgt
werden, wenn es darauf ankommt.

Abcr die Anleihe bietet auch hervorragendes
Interesse vom volkswirtschaftlichen Standpunkt. Sic

beweist vor nllcm ein Erstarkcn der Kapitalkraft der

Vcrcinigtcn Stantcn. Freilich imponiert cs heute, wo

die Summen der stantsanlcihcn phantastische Höhen
erreichen, nicht übermäßig, wenn die Amerikaner zwei
Milliarden Mark hergeben können. Indessen ist zu

beachten, daß die Union eben nicht im Kriege stcht, daß

Hubert Böhmer

geboren am 13. August 18«», Verbandsmitglied seit

Jnli 1911 in Bcrlin, gesallen.

Paul Drechsel
geboren nm 13. Oktober 1891, Verbnndsmitglied seit

Septeniber 1909 in Chemnitz, ist am 25. September
1915 in einem Feldlazarett seiner Berkmndung er¬

legen.

Wilhelm Fischer

geboren am 8. Mai 1899, Verbandsmitglied scit Jnni
1911 in Berlin, gefallen.

Erich Frenzel
geboren am 7. September 1891, Verbandsmitglied
eit Oktober 1998 in Berlin, gefallen.

Paul Fritsch

geboren am 21. September 1891, Verbandsinitglicd
eit März 1912 in Berlin, gefallen.

Alfred Gelbart

geboreiM am 20. November 1889, Verbandsmitglied
seit März 1913 iil Düsseldorf, gefallen am 9. August
1918 bei Bovelle Ferme.

Willy Hamann

geboren am 21. Febrnar 1889. Verbandsmitglied seit
Juli 1912 in Kicl, am 5. August ISIS bei Warschau
gefallen.

Karl Heise
geboren am 24. September 1899, Verbandsmitglied
seit Juli 1912 in Berlin und Hamburg, am 27. Sep¬
tember 1915 seinen Wunden erlegen.

Kurt Herter

geboren am 5. November 1890, zu unserem Verband

im Oktober 1913 zu Berlin übergetreten, gefallen.

Karl Hötticke

geboren am 5. September ^1.888, Verbandsmitglied seit
Juli 1913 in Berlin, gefallen, c>m 29. Angnst 1915 iil

Rußland.

Heinrich Jantzen
geboren am 9. November 1876, Verbandsmitglied seit
Januar 1915 iii der Ortsgruppe Brenicrhavcn, gefalleil
nin 24. September 1915 im Osten.

Oskar Kaminski

geboren am 4. April 1882, Verbandsiiiitglied seit De¬

zember 1911 i>l Berlin, gefallen.

August Keller

geboren am 8. Februar 1888, Verbnndsmitglied seit
Dezember 1910 in Hambnrg, gestillen.

Richard Kramer

geboren am 9. November 1890, Verbniidsmitgliod feit
Januar 1913 iil Bcrlin, gefallen.

Fritz Knnze

geboren am 5. Septeniber 1888, Verbandsmitglied seit
Mai 1911 in Breslmi, gefallen am 25. Jnli bci Wolja
Golkowßja.

Paul Modler

geboren am 4. Februar 1885, zu unserem Verband

im Januar 1911 in Gclsenkirchen übergetreten, ge¬

fallen iin Westen.

Alfred Nathan

geboren am 8. Februar 1891, Verbandsmitglied seit
September 1913 in Berlin, gesallen.

Paul Neumann

geboren mn 3. August 1884, Vcrbaiidsmitglicd seit
Dezember 1910 in Berlin, gefallen.

Theodor Preufter
geboren am 31. Tezember 1888, Verbandsinitglicd feit
August 1912 in Kiel, am 3. September 1915 bei

Grodno gefallen.
Erich Samulski

geboren am 28. Mai 1895, Verbandsmitglied scit Ok
tober 1912 iil Bcrlin, gefallen.

Panl Schmidt

geboren am 16. Jnli 1895, Verbandsmitglied feit De

zember 1913 in Berlin, gefallen.

Hermann Stephan

geboren am 8. Mai 1881, Hu unserem Verbände im

Februar 1914 in Dresden übergetreten, gefallen am

6. Oktober 1915 in der Champagne.

Ehre ihrem Andenken!

ihr wirtschaftliches Leben in normalen Bahnen ge¬

blieben ist. Es ist daher dort nicht wie in den euro¬

päischen Ländern, Kapital brachgelegt wordcn, für
welches Anlage in Staatsanleihen gesucht wird. Jm

Gegeilteil, alles spricht dafür, daß die Nachfrage nnch

Kapital seitens der Industrie steigen inüßte. Nicht
nlir die Lieferanten von Kriegsmaterial haben ja ihre
Betriebe ausgedehnt, sondern auch andere Produ¬

zenten. Die europäischen Industrien sind während des

Krieges nicht imstande, die Nachfrage Amerikas nach
Wnren zu decken; nicht nnr für die deutsche Industrie
gilt das, der die Ausfuhr erschwert wurde, sondern
auch für die englische und französische, die Mangel an

Meirschen nnd nn Halbfabrikaten haben, an letzteren

schon deshalb, weil dicse znni Teil aus Dentfchlnnd und

ans Belgien bezogen wnrdcn. Diesc Nachfrage sucht
selbstverständlich öie amerikanische Industrie zu be-

friediqen. Ganz glatt gcht das freilich nicht, weil man

nicht nn HandiimdrclM die zur Herstellung der ge¬

forderten Waren notwendigen Spezinlmaschinen fabri¬
zieren kann und auch iiicht über die genügende Zahl

geübter Arbeiter, verfügt. Aber immerhin sind in

niimchcn Industrien Amerika's Betriebserweiterlillgen

crfolgt, wozu man Kapital brauchte. Dazu kommt, daß
die anierrkanischöit Finanziers sich natiirlich das glän¬
zende Geschäft nicht entgehen ließen und amerikanische
Papiere, die in Europa billig zil habe» wäret,, zurück-
kmlften, wozu abermals Kapital festgelegt wiirde.

Schließlich haben amerikanische Reedereien cine statt¬
liche Anzahl Schiffe angekauft. Zieht man das alles

in Bctracht, dann ist dic Aufbringung cincr Anleihe
von 2 Milliarden Mark cine recht respektable Leistung.

Sicher ist dicscr sich jetzt unßerndc Kapitalreich¬
tum der Union nicht durch den Krieg allein hervor¬

gerufen. Man macht jctzt in Amerika gute Geschäfte.
Aber die ersten KriegSmonatc brachten anch für
Amcrika eine gewaltstmlc Stocknng dcs Gcschäfts-
gangcs, und scithcr ist die Akkumulation von Kapital

iiicht so groß, daß man daraus allcin diescn Reichtum
crklärcn könnte. Er erklärt sich vielmehr daraus, daß

schon seit mindestens anderthalb Jahrzehnten die all¬

gemeine Wirtschaftslage sich zugunsten der Union ver¬

schoben hat. Die Zeiten des Ueberflusses an Getreide

nnd Rohstoffen find vorüber. Die amerikanischen

Farmer »nd Baiimwottpflanzer find nicht mchr ge¬

nötigt, durch ihr Angebot auf deil Weltmarktpreis zu

drücken, sondern sie haben die Preise in die Hohe
treiben können, weil die Nachfrage rascher stieg nls dos

Angebot. Besonders dicsc Klnssc von Produzenten Hot

daher schon seit Jahr uiid Tag Profite eingestrichen,
aus dsnett sich neues Kapital häufte. Ebenso ist die

industrielle.-Eiltwickelung in -den letzten JtchHehnto,.
eine rapide gewesen. Wenn trotzdein die Union auch
in letzter Zeit immer wieder init Ansprüchen an den

europäischen Kapitalmarkt herantrat, so ist das zum

Tcil darauf znrückz»führe», daß für die cnoriucn

Eisenbahnbautc» ungcyeiirc Summen nötig ivaren.

Die Länge der Eisenbahnlinien der Union betrug 1890

rnnd 208 400 Kilometer, 1912 dagegen 402 900 Kilo¬

meter; cs sind also in dieser Zeit 134 500 Kilometer

erbaut wordc», während in Dcutschland z. B. die

Länge voii 42 900 auf 02 700 Kilonicter sticg (um
19 800 Kilometer). Zum Teil erklärt es sich a»ch ans

der Rückstäiidigkeit des anicrikanischcn Bankwcscns,
das ziiiil Spiclball dcr Milliardäre gcwordcn ist und

schon 'deshalb nicht geeignet ist, die kleineren Kapitale
znsaminenziiballe» »nd für industrielle Aufgaben nntz-

bar zu machen. Es schcint nnn, daß man im Kriege
vicl nach dicscr Richtung gelernt hat, daß die lMicrika-

Nischen Banken auf sich selbst angewiesen, die Kavital-

kraft des Landes mobilisiert haben.
Dieses Erstarkcn Amcrikas eröffnet nun für dic

Zukunft für Europa nicht gerade rvstge Aussichten.
Wenn man stch in dcn kriegführendem Großstantc» »och

so schr spreizt mit der wirtschaftlichen Kraft, die das

„Durchhaltcil" im Kricge ermöglicht, so ist doch gnr

kein Zwcifcl möglich, das; Europa mit jedem Kriegs¬
tage mehr vcrarmt. An 300 Millionen Mark wcrdcn

täglich von dcn kricgführcnden Staate» vcmnsgM,
und der größte Teil dcr in dieser Snmme ans-

gedrückten Werte wird absolut unproduktiv vcr«

gendet. An 25 Millionen Männer sind der prvdnk-
tweii Arbeit entzogen, treiben mit Eifer Vernichtung,
und in einzelnen Ländern, ivie Belgien nnd Polen,
sind weitere Millionen von Männern zn erzwungenem

Müßiggang verurteilt. Dazu kommt, daß dicse
Staate'» ihrcn Bürgcrn große Lasten anch sür die

Zukunft aufbürden müssen. Es ivcrdcn bald 100 Mil¬

liarden Kriegsschulden fein, die sich da anhäufen »nd

deren Verzinsung sclstvcr aufzubringen sein wird. So

wird dem durch den Weltkrieg erschütterten und wirt¬

schaftlich ailsgesogenen Europa dos kraftstrotzende,

durch den Kricg begünstigte Amerika gegenüberstehen.

Segen den Febensmittelmklicr.
Die Genernlkvminissiott dcr Gewerkschaften »nd

der Vorstand der Sozialdemokratischen Partei haben
Mitte Oktober dem Reichskanzler eine Zuschrift folgen¬
den Inhalts übermittelt:

„Die Unterzeichneten nehmen erneut Anlaß, die

Aufmerksamkeit Ew, Exzellenz auf die nnertrügliche
Prcisfteigeriing »nserer Nahrnngsmittcl zn lenke».

Unser Volk steht vor einer ernsten Gefahr, die abzu-
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wenden eine wichtige Anfgabe der inneren Politik ist,
Zu den vielen Opfern, die das deutsche Volk hente
bringt, sind die ihm hier auferlegten nicht n»S dem

Zwange der wirtschaftlichen Verhältnisse diktiert, noch

lveniger sind sie nls unvermeidlich zu bezeichnen. An

Lebensmittel hnben wir gegenwärtig keinen Ucber-

flnsz, aber doch nnch so viel znr Verfügung, dasz wir im

allgemeinen vor einer HnngerSnot geschützt sind. Wir

lverden auf den Konsum einiger Artikel in höherem
Maße Verzicht leisten müssen, weil hier die Inlands-
Produktion den Bedarf nicht decken, kann, aber wir

haben znm Glück Ersatz in anderen Nahrungsmitteln,
um den Fehlbetrag decken zn könne». Noch immer be¬

gegnen wir indessen der Ansicht, daß die Bevölkerung

zur Sparsamkeit im Konsum erzogen werden müsse,
und dies am ehesten durch hohe Preise geschehen könne.

Dieser Tatsache müssen wir mit aller Entschieden¬
heit entgegentreten.

Wenn gegenwärtig in Berlin das Pfund Butter

bcrcits 2,89 Mk. und Schmalz 2,49 Mk. kosten, so be¬

deutet diese Preissteigerung, daß die ärmere Bevölke¬

rung vom Konsnin von Butter »nd Schmalz ausge¬

schaltet wird, ohne daß die Wohlhabenden zur Ein¬

schränkung gezwungen wären. Es ist einfach unmög¬
lich, daß von den Arbeitern, den Angestellten und

Weiten Kreisen des Kleinbürgertums solche Preisc ge¬

zahlt werden. Unerträglich wird der Zustand noch da¬

durch, daß Margarine im Preise von 1,39 bis 1,59 Mk.

sür das Pfund schon den Preis erlangt hat, den die

Butter früher erreichte. Speck steht im Preise der

Butter gleich uud ist deshalb nur noch selten im Hans¬
halte der Armen wic allc übrigen Fette und Fleisch,
Kann es da eitlem Zweifel unterliegen, daß unsere

Bevölkerung Einbuße erleidet an eiweiß- nnd fett¬
haltiger Nahrung, dos heißt, nnterernährt ist?

Furchtbar sind dic Klagen der Familien der

Kriegsteilnehmer, die fortgcsctzt an nns gclangcn,
Allc private Wohltätigkeit vermag nicht dic Not zn

lindcrn, die vielfach hier eingetreten ist. Verzweif-
liliigsvoll wird die Lage, wenn Krankheit in der Fa¬
milie den Verdienst dcr Frau schmälert oder die Krank¬

heit der Frau ihn vollständig aufhebt. Wie soll mit

dcr gcringen Untcrstützung ohne Verdienst der Frau
die Familie durchkommen? Bei den jetzigen Preisen
ist es unmöglich; hicr kehrt Hunger und Entbehrung
in dic Familie cin, und dns zn all dcm Leid, dcr Sorge
nnd Angst um dcu, dcr dremßcn scin Lcbcn cinsctzt
fiir das Wohl und Wehe des LcmdeS!

Mit all den Notleidenden müssen wir den bitteren

Vorwurf erheben, daß es in Dcutschland leider cine

große Jntcrcsscutciigrnppc gibt, dic achtlos an dicsem
Jammer vorübcrgcht, ja, denen dicse Preislage »och
nicht hoch genug ist.

Klingt es nicht wie cin Hohn anf dic Lage der

ärmcrcn Volt'sklnsscn, wcnn hcntc cinc Aktiengesell¬
schaft nach dcr anderen ihre hoch gesteigerten Gewinne

ans der Nahriingsmittelindnstrie bekanntgibt? Das

ist ein Beweis, wie skrupellos die wirtschaftliche Not¬

lage ausgenützt wird und wie dringend notwendig dcr

cncrgischc Eingriff des Reiches ist.
Tie Androhung mit dem Wuchergesetz, die Ein¬

setzung von Kommissionen über Preisfeststellungen usw.
schützen

,

nns nicht vor Preistrcibcrcicn, weil der

Wucherer nicht zu fassen ist; der Schleichwege sind
viele und die Grenzen für zulässige Uebervorteilnng
sind weit gezogen.

Wir bestrcitcn abcr anch mit aller Entschicdcnhcit,
daß dic Landwirtschaft auf dicse hohen Preise für ihre
Produkte Anspruch hat. Es ist uicht wahr, daß die

Landwirte erheblich gesteigerte Produktionskosten
hoben. Wir haben durch ciuc Umfrage auf ciucr An-

. zahl großer Güter in dcr Provinz Brandenburg fest¬
gestellt, daß stellenweise die Löhne gleichgeblieben
sind, Lohnerhöhungen über 2l) bis 39 Pf. pro Tag zn

den Seltenheiten gehören. An die Stelle des Mannes

ist die billigere Frauenarbeit getreten, ganz zn schwei¬
gen von den' Vorteilen, die aus der Bereitstellung der

Gefangenen fiir die Großgrundbesitzer besonders er¬

wuchs.
Ein Beispiel dafür, wie die Marktlage im freien

Verkehr von der Landwirtschaft ausgenützt wird, geben
»ns die Viehpreise,

Nach dcr PreiSbcrichtsstclle dcs Teutschen Land-

wirtschastsrnts vom 7. September wnrden im August
dieses Jahres nuf dem Berliner Schlachtviehmarkt
folgende Preise im Vergleich zum August 1914 für den

Zentner Lebendgewicht notiert:

August l»1ü August 1914

Bit. Ml.

Ochsen. . . . u. 74,38 61.L6
<-. «4,— 45.83
0. 55,— 40,33

Kälber. . . . b. 83,19 52,17

«. 74 88 47,17
,1, «6,38 30,50

Schlveiuc. . . I>. 173,75 48,3t
160,54 4«,7l

,l, 163,2» 47.—
«, 14«,— 44,—

Die Bnchstabenbczcichnnngcn sind die bei den

Notierungen üblichen Einteilungen nach Onalität des

Viehes.
> Die Schweinepreise sind somit über dos Dreifache

gestiegen, Wir hoben in unseren früherem Eingaben

darauf hingewicscn, wie notwendig Höchstpreise fiir

Vieh sind, denn die freie Marktlage mnß hier eine

wüste Preistreiberei hervorrnfen, da es natürlich an

einem genügenden Angebot fehlt. Niemand kann be¬

haupten, daß für die Schweinezucht die Landwirte

beute das Treifnchc aufwenden miissen. Nein, es ist

die skrupellose Ausnutzung der Notlage, die zu solchen

Wucherpreisen führt. Tnß dic Landwirte die freie

Marktlage niiSnützen wollen, nm diese Preise zn er¬

zielen, widerspricht dcn Jntcrcsscn dcs Landes; dicse

Bcstrcbnngcn miissen durch Festsetzung von Höchst-

preisen zurückgedrängt werden. Für die Regierung
muß das Wohl des Landes und iiicht das unberechtigte

Begehren von Leuten maßgebend sein, die immer nnr

im engen Bannkreis ihrer Interessen sich bewegen.

Im übrigen verkennen wir nicht, daß nicht nllc Land¬

wirte sich mit diesem Zustand cinvcrstnndcn crklärcn,

ihn viclmchr als beklagcnswcrt emcrkcnnen.

Entsprcchcnd dcn Viehpreisen sind die Fleisch-
Preijc gestiegen. Schweinefleisch ist gegenwärtig in

Berlin nicht nntcr 2,19 Mk. dns Pfnnd zn habcn, für

Wurst ist der Preis bis nuf 3 Mk. gestiegen, schmalz
und Rückcnfctt ist bis nnf 2,1« Mk. crhöht. sclbst

dcr mindcrwcrtige Schweinebauch erlangt einen Preis
von 1,99 Mk. das Pfnnd. Wie foll mit diefen Preisen
cine Arbeiterfamilie ihrcn Hanshalt cinrichtcn? Ta-

bci ist das Ende der Preistreiberei noch nicht abzu¬

sehen, wir habcn mit wcitcrcm Hinanfschranben dcr

Preise zn rcchnen.
Tcr Mangel an Fleisch nnd Fcttcn läßt es nut¬

wendig erscheine'», auch hier ein Verteilitngsiystem

einzuführen, wie bei der Brotvcrsorgnng. Wir sind
nns dabei bewußt, daß diese Verteilung fiir die ärmere

Bevölkerung wenig Wert Hot, weit sic schon auf kleine

Nationen gefetzt ist, ober cs muß dcn Wohlhabcndcn

nnch klar werden, daß Kricg ist, nnd nnch dort Ein¬

schränkungen gebictcrisch gcfordcrt werden.

Großc sorge bcrcitct uns dic Milchproduktio»
und dic Prcisstcigcrnng für dicfcs so wichtigc nnd uu-

entbchrlichc Nnhrungsmittcl. Wir hatten bci früheren
Besprechungen im Reichsamt des Innern empfohlen,
daß dnrch Vcrmittlnng von dieser Stelle mit den Or¬

ganisationen der Milchprodnzenten vcrhandcll wcrdc,

um ihre Anforderungen znrückzndrängc», Anschcincnd

ist nichts unternommen, denn wir haben bereits dic

befürchtete' Prcisstcigcrnng, In, cngcn Zusammen¬
hang damit steht die Vertenernng dcr Fabrilgcrstc.
Der hohe Preis von 359 Mk. siir die Tonne, die der

Teutsche Landwirtschaftsrat init dcr Gerstenver-

wcrtnngsgcscllschaft vcrcinbart Hot, bringt für den

Landwirt dcn Anrciz, fcinc Gcrstc zn vcrkanscn, an¬

statt sie siir die Viehhaltung zu verwerten. Mit der

weiteren Steigerung des Wertes der Gerste wird

neuer Antrieb fiir die höheren Viehpreise gegeben.
Einc andcrc Folgc dicscr riicksichtsloscn agrarifchc»

Bestrebungen ist, daß fiir gebrannte Gerste nnd fiir
Graupen hohe Preisc migclcgt wcrdcn müsscn. Gcradc

Neihrnngs- nnd Gcnnßmittcl dcr ärmcren Voltstlossen
werden hier dnrch Preistreiberei besonders getroffen.

Fiir gebrannte Gerste betrug der Preis vor dem

Krieg 2« Pf. das Pfnnd, gegenwärtig «9 Pf. Ter

Arme mnß 299 Proz. mehr zahlen für seinen Kaffee-
erfatz, während der Reiche fiir seinen Kaffee 5 Proz,
Aufschlag zahlt. Alles das geschieht, ohne dnß von

der Regierung diesem Treiben mit Erfolg Widerstand

entgegengesetzt wäre,

Tie Antwort, welche Ew. Exzellenz dem Vorstände
dcr sozinldcinokratifchcn Fraktion des preußischen
Abgeordnetenhauses anf scine Eingabe erteilt Hot,

läßt zwar die Absicht erkennen, die schwierige' Lage
namentlich der iinbemittelteii Bevölkerung durch Re¬

gelung der Lebcnsmittelpreisc nnd der Lebensmittel-

besckaffniig zn mildcrn.

Tic bishcr crgriffcncn Maßregeln erscheinen aber

nicht geeignet, .dieses Ziel zu erreichen.
Die neuerdings zur Regelung dcr Kartoffclver-

sorgung bcrufcuc Organisation kann nnf ihrem bc-

sonderen Gebiete gewiß mancherlei Gutes schaffen, zn

einer wirksamen Bckäinpfnng des LebeiismittelwiicherS
wird nnch sie nicht imstande sein.

Von der größten Wichtigkeit wäre» nicht nur

Preisbestimmiingen fiir Groß- und Kleinhandel, son¬
dern nnch für den Produzenten, Tie Produzenten-
Preise sind gegenwärtig viel zn hoch; bei dcr günstigen
Ernte hnt dic Bevölkerung ein Anrecht nnf weit herab¬

gesetzte Kartoffelpreise. Tns ist um so notwendiger,
als bei der Preislage für alle anderen Nahrungs¬
mittel die Kartoffel für die ärmere Bevölkerung zu

mäßigen Preisen ans den Markt gelangen muß.

Tringend ersuchen Ivir nm eine weitere Herab¬
setzung der Höchstpreise für Kartoffelmehl und Kar¬

toffelpräparate. Tie hohen Preist, die heute iiber den

Roggeiiinchlpreisen stehen, sind keineswegs gerecht¬
fertigt; sie sichern den Unternehmern »nr unerhörte

Gewinne, Tic hohc Prcislnge siir dicsc Prodnktc dicnt

nnr zur Höhcrc» Bewertung, der Fabrittartoffel, nnd

damit wicder zn Preistrcibcrcicn fiir dic Eßtartoffcl.
Wir sind Wcit cntfcrnt, der Landwirtschaft die

böheren Produktionskosten nicht in Aiirechiinng z»

bringen — ober diese Preise gehe» weit iiber berechtigte
Ansprüche hinaus; sie bedeuten Kricgsgciviiinc »nd

nickt geringer Art, Tagegen erbeben wir Eiiisvrnch,

Wie die Preise fiir dic wichtigste» Bedarfsartikel
im Haushalt gestiegen sind, dos mag folgende Tabelle

veranschaulichen:

Kousuuigeuossenschaft Bcrliu uud Umgegend,
Mcm>,,»,dclöprciö pro Psmid im Augusl

1i»^ WI5 Sicun'lluig

Pf, P>, i,Prvzcntcu

Tafelbutter 1W 220 «<i

Marganue 0« 130 44

Brateuschmalz , . , , 7« 210 170

Heringe, deulsche, 2 Stück 15 22 I«

Schinken, gekocht ... 180 30" 00

Sclüutc,,, roh .... 180 300 0»

Schiule,ispcck , , . , 150 200 73

Speck, fett 100 210 ,40

Spcck, mager , , , .
Il0 220 100

Pflanmc», getrocknet .
50 iil 2«

llinigöpfel, getrocknet . 50 »0 00

Zwiebeln 8 30 270

Bohucu, weihe lange .
22 00 172

Vohucu, weiße kleine ,
18 54 211

Eibscu, Nicscu. ...
20 50 i«g

Knffcc, Qualität IV . .
160 108 5

Bayer. Malzkaffcc, lose 25 4« 60

Gebräunte Gerste, Iii .
20 00 200

«alao, gute Qual., lose 120 260 U0

Bayer. Bierläse , , .
80 120 50

Harzer Knsc, 3 Stück .
lv 12 20

Tilsitcr «äie . , . .
100 ll» 40

B,Spcisekarloffeln. SKil. 30 70 133

Brcch- mid Schuittbohu,,
1 Psd,-Dose . . .

35 40 II

Scholc», juugc.... 00 70 16

Buchwcizcnarützc . . .
25 30 20

Gi'cnipcn,
"

22 00 172

Hofcrflockcn II ... / 25 00 140

Noggcumchl 00 ...
14 24 71

Wcizcngricß I , . , . 25 40 60

Wcizcuinchl 0« , . , ,8 26 44

B, nnicrit. «alouol . . 22

NciS Naugon ....
22 60 172

Zuckcr, MeliS .... 23 28 2,

Wir bctoiic» »ock einmal, daß die P,eissicigcri,»g,
die uns die eiiibeiiiiisebe Laiidivirtsebafl auferlegt,

»ufere Voltsernäbrimg in ernste ttefabr bringt. Das

zu verbiiteu, verlange» Ivir. und ivir bitten, daß die

Regierung nnck dann keine Bedeuten anftommcn läßi,

wenn sick ibre Maßnahmen gegen eine starte volitifcke

Jiitcrcsscngrnppc im Rcickc ricktcn, Tas Wobl dcs

gcsnmtcn Voltcs crforocrt, daß wir zu crträglickcn

Zuständen in der Lebeiismittelversorgung kämmen,"

des Krieges.
Zu tz (>3 des Handelsgesctzbnchs wird uns gc¬

schricbcu:

In dem Oktoberheft der Monatsschrift des Hansa-
biiiides wird dic Frage erörtert, ob dem zum Heeres¬

dienste eiiigezogciie» Handlililgsgehilsen das Ge¬

halt vom Tage seines Anstritts ans der Ztelle ab

fiir sechs Wochen zu zahlen sei oder nicht, Maßgebend

hierfür ist bekanntlich öS Abi, 1 dcs Handels-

gesetzt, nchs:
Wird >dcr Öaudluugsgehilsc durch unverschuldetes ll n-

g l ü ck au dcr Leistung «der Dienste verhindert, fu belicilt er

seiucu ''lnspruch auf Gchalt und Unterhalt, jedoch nicht über

Vic Dauer 'vou sechs Wochen hinaus.

Es ist die vielnmstrittcne Frage, ob die Einbe¬

rufung zum Kriegsdienst ein „Unglück' im ^inne

dieser Bestimmung ist. Diese Frage, so wird in der

Monatsschrift des Hansabundes ailsgefübrt, ist von

den verschiedenen Gerichten abweichend beantwortet

ivorden: io erhält der eine jener Haiidliingsgebilfen
daS Gehalt fiir die weiteren sechs Woche», der andere

iiicht, selbst ivenn die Fälle in alle» wesentlichen

Punkte» iibcrciilstinimcn. Ticsc Rccktsimsichcrbcit

sollc möglichst bald bcscitigt wcrdcn ans Grnnd dcs

ErmäcktigiingSgcsctzcs vom 4. August 1914, dessen tz 3

deu Bundesrat ermächtigt, währcnd des Krieges die¬

jenigen gesetzlichen Maßnahmcn anzuordnen, die sich

zur Abhilfe wirtschaftlicher Schädi¬

gungen als notwendig erweisen. Und zwar ivird

folgcndc Rcgclnng cmpfohlen: Ten Gerichten soll es

überlasse» sein, die Verhältnisse des Mickäftsmannes

»nd die seines Angestellten gegciicinandcr abzuwägen,,

ebenso anch die bisherige Dauer des AnsteUungsvcr-

hältiiisscs »iid danach die Weiterzahlung des Gehalts

entweder abziUehnen oder — sei es für die ganze Zeit
der sechs Wochen, sei es für einen Teil dieser Zeit —

festzusetzen,

selbstverständlich wäre cs als ein Fortschritt zn

begrüßen, ivenn die geradezu unerträgliche Streit¬

frage endlich beseitigt ivird, Sie tan» aber »,,r i»

dem Sinne erledigt iverden, daß die Einbernsnng zum

Kriegsdienst als ein llngliick anerkannt nnd d i c

W e i t e r z a h l n n g d e s ^ e l, alt? u n bedi n g t

v o r g c s ck r i e b e » iv i r d, Je länger der K rieg

dauert, se sckwcrcr dcr Lebensnnterbalt einer Familie
ivird, dessen Ernäbrer seinem Erwerbe entzogen ist,

desto klarer muß eS jedem, der dicscn Vorgänge», folgt,

ivcrdcn, daß dic Lcistung dcr >!iicgsdienste fiir einen

Angestellten in der Tat ein schweres wirtschaftliches

llngliick bedcntct. Daher verbreitet sich diese Erteiiiit-

iiiS immer mebr, nnd es ist zn erwarten, daß auch

dic Rechtsprechung dem schließlich Reckn,,ng tragen
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und kein Gericht mehr derartige Ansprüche der Hand¬

lungsgehilfen abweisen wird. Diese Entwickelung

darf durch die Gesetzgebung nicht gestört, sondern
nnr 'gesörd c r t werden. Tie. Aenderung des Gc-

setzes taun daher nur darin bestehen, daß das Endziel

dieser Entwickelung in dem neuen Gesetz ausge¬

sprochen, daß der Geschäftsinhaber ausdrücklich ver¬

pflichtet wird, seinem zum Kriegsdienst eingezogenen

Handlungsgehilfen das Gehalt für weitere 6 Wochen

zu zahlen.

Für den in der Monatsschrift des Hansabundes
gemachten Vorschlag wird als Vorbild ans die Ver¬

ordnung über die gerichtliche Bewilligung von Zah¬

lungsfristen (vom 7. August 1914) hingewiefen. Die

Verordnung verleiht dem Prozeßgericht die Befugnis,
in biirgerlichen Nechtsstroitigkeiten, die bei den

ordentlichen Gerichten anhängig sind oder anhängig
werden, ans Antrag des Beklagten eine Zahlungsfrist
von längstens drei Monaten in dem Urteile zu be¬

stimmen.

Hier aber handelt es stch um ein neues Recht
des Schuldners. Ohne die Verordnung wäre dcr

Schuldner verpflichtet gewesen, seine Schuld sofort
abzuzahlen, Daher ist es für dcn Schuldner eine

V erbe s s e r n n g seiner Lage, daß ihm der Richter
cinc Zahlungsfrist nach der nenen Verordnung zuge¬

stehen kann. Bei der Lohnzahlung dagegen hat der

Handlungsgehilfe bereits den Schntz des 8 63 H.G.B.,
und dicscr Schutz wiirde ihm nach dem Vorschlage in

der Zeitschrift des Hansabundes nicht verbessert,
sondern verschlechtert werden, nnch wenn, wie

weiter vorgeschlagen wird und sich von sclbst versteht,
Vereinbarungen, dic die Weiterzahlung des Gehalts
ausschlicßcn, endlich fiir nichtig crklärt werdcn. Die

Verordnung würde nicht znr Abhilfe, sondern zur
V erschärfung wirtschaftlicher Schädigungen
dienen, sie wiirde also nicht der Vollmacht ent-

sprccbcn, die dic Gesetzgebung dein Bundesrat gegeben
bat, dn die Vollmacht nur solche Verordnungen zu¬

läßt, die stch zur Abhilfe wirtschaftlicher Schädi¬
gungen als notwendig erweisen.

Jn der Monatsschrift des Hansabundes wird

Einspruch gegen die von uns geforderte Auslegung
des § 63 H.G.B, dcshalb erhoben, weil dnrch diese
Auslegung bisweilen für den Arbeitgeber eine Be¬

lastung entstehen kann, der dieser nicht gewachsen ist,
wenn er wirtschaftlich nicht sehr gut gestellt ist. Das

ist derselbe Einwand, der gegen jede Schutzbestim¬
mung fiir die Angestellten gemacht werden könnte, in
der Tat auch gemacht worden ist und seit jeher die

zeitgemäße Verbesserung der Schutzgesetzgebung auss
äußerste erschwert hat. Er ist aber durchaus unberech¬
tigt nnd nur möglich bei dem, der kein Verständnis
siir das Wesen und den Zweck der Schutzbestim¬
mungen hat.

Schutzbestimmungen haben nur dann einen Sinn,
wenn jemand dn ist, der geschützt werden muß, wenn

also ein Schwächerer derart einem Stärkeren gegen¬

übersteht, daß sich hieraus eine unerträgliche Be¬

drückung des Schwächeren ergibt. Die Unternehmer
haben nur zu lange die Auffassung aufrechterhalten
können, daß die Angestellten nicht so schwach ihren
Arbeitgebern gegenüberstehen, und daß deshalb
Schutzbestimmungen sür die Angestellten nicht nötig
seien. Die Erfahrung hat aber immer weiteren

Kreisen gezeigt, daß diese Auffassung falsch ist, daß
vielmehr Schutzbestimmungen auch für Angestellte
nicht entbehrt werden können. Und dies sowohl gegen¬
über einem g u t gestellten Arbeitgeber als auch gegen
cinen schlecht gestellten.

Auf der anderen Seite setzen Schutzbestimmun¬
gen, die der Richter nach seinem Ermessen gelten läßt
oder nicht, die Angestellten nur zu oft einer völligen
UngÄvißheit aus darüber, was sie beanspruchen
können. Gerade in den Fällen, wo ein Angestellter
sofort bei seiner Einbernfnng zum Kriegsdienst seine
Vcrhältnisse regeln muß, soll er erst auf die Entschei¬
dung des Richters angewiesen sein. Er kann bis zur

Entscheidung nicht wissen, ob er wirklich sein Gehalt
fiir die weiteren sechs Wochen erhält. Ja, er soll sich
auf einen Rechtsstreit einlassen, der vielleicht in seiner
Abwesenheit nnd ohne daß er sein gutes Recht ge¬
nügend geltend machen kann, entschieden wird.

Endlich leistet der, der den schlechter gestellten
Arbeitgebern Vorrechte in der Ausbeutung ihrer An¬

gestellten einräumt, diesen Arbeitgebern einen schlech¬
ten Dienst. Je ungünstiger die Arbeitsverhältnisse
bei diesen Arbeitgebern find im Vergleich mit den

Arbeitsverhältnissen bei den anderen Arbeitgebern,
um so schwerer wird es jenen Arbeitgebern sein,
tüchtige Angestellte zu bekommen oder eine bewährte
Kraft längere Zeit im Geschäft zu halten.

Während des Krieges aber ist die Notwendigkeit,
wirtschaftliche Schädigungen zu vermeiden, stärker als

sonst hervorgetreten. Aus diesem Grunde hat die Ge¬

setzgebung jene außergewöhnliche Vollmacht,
gesetzliche Maßnahmen gegen wirtschaftliche Schädi¬

gungen anzuordnen, dem. Bundesrat verliehen. Aus

diesem Grunde sind für die Zeit des Krieges solche
Verbesserungen durchgeführt worden, die vor dem

Kriege auf lebhaften Widerspruch der Unternehmer
gestoßen sind. Erinnert sei insbesondere an die Ver¬

ordnung, die die Lohn-, Gehalts- und ähnliche An¬

sprüche bis zum Betrage von 2099 Mk. gegen eine Be¬

schlagnahme schützt.
Ebenso paßt sich die Rechtsprechung, wenn

sie sich wirklich der Aufgabe unserer Zeit gewachsen

zeigt, den besonderen Verhältnissen der Kriegszeit an.

Ein bezeichnendes Beispiel ist die Begründung, mit der

das Reichsversicherungsamt die freiwillige Weiterver-

sicherung der Kriegsteilnehmer in ihrer Krankenkasse

erleichtert hat. Nach der Reichsversicherungsordnung

erfordert diese Weiterversicherung den Willen des

ausgeschiedenen Kassenmitgliedes, freiwillig Mitglied
seiner bisherigen Krankenkasse zu bleiben. Ferner be¬

darf es der Erklärung dieses Willens. Sie kann aus¬

drücklich durch eine entsprechende Anzeige bei der Kasse
oder stillschweigend durch Beitragszahlung erfolgen.

Jn vielen Fällen lagen Erklärungen des ausge-

schiedenen Kassenmitgliedes selbst, die seinen Willen

bekunden, die Mitgliedschaft bei der Kasse fortzusetzen,

nicht vor. Beiträge hat er nicht fortentrichtet. .Sie
wurden vielmehr von anderer Seite, durch den Stadt¬

rat, wcitcrbezuhlt. Dies geschah wahrscheinlich, ohne

daß der Kriegsteilnehmer davon Kenntnis hatte.

Trotzdem wurde dies Verfahren als genügend für
die Gültigkeit der Weiterversicherung anerkannt. Da¬

bei — so heißt es wörtlich in der Begründung
der Entscheidung (Amtl. Nachr. des R.V.A. 1915,
Seite 433) — wird man namentlich auch die besondere

Lage in billige Rücksicht ziehen müsscn, in der sich die

Kriegsteilnehmer in den Tagen der Mobilmachung
wegen der schleunigen Einberufung zum Kriegsdienst
befunden haben. Sie werden in dieser. Zeit so viele

eilige und dringlichere Geschäfte haben ordnen müssen,
daß sie kaum in der Lage waren, stch auch um die

Weitevversichernng bei ihrer Krankenkasse zu küm¬

mern. Gerade dieser Umstand wird den Stadtrat mit

veranlaßt haben, die Rechte der versicherten Kriegs¬
teilnehmer gegenüber den Krankenkassen an Stelle der

Kriegsteilnehmer wahrzunehmen... Jedenfalls würde

es von den beteiligten Kriegsteilnehmern und ihren
Angehörigen nicht mit Unrecht als eine unbillige
Härte empfunden werden, wenn man die durch dcn

Krieg geschaffcne besondere Lage unberücksichtigt lassen
wolltc.

Die Entscheidung und ihre Begründung ist sehr
dankenswert, obgleich sie manche Krankenkasse arg be¬

lasten kann. Aber die Notlage der Kriegsteilnehmer
erfordert ein besonderes Entgegenkommen. Dies darf
auch bei der Beantwortung der Frage nicht fehlen, ob

das Gehalt des zum Kriegsdienst eingezogenen Hand¬
lungsgehilfen für sechs Wochen weitergezahlt werden

muß.

Fortsetzung des Mietverhältnisses zu einem unver-

hältnismäßigen Nachteil siir den Erben oder die Ehe-
'ran führen würde. Bei dieser Entscheidung sind die

beiderseits geltend gemachten Umstände in billiger
Weise gegeneinander abzuwägen. Die tatsächlichen
Behauptungen sind glaubhast zu machen.

Die Entscheidung, die ohne mündliche Verhand¬
lung ergehen kann, erfolgt durch Beschluß. Gegen den.

Beschluß findet sofortige Beschwerde statt.
Die Gerichts- und Anwaltsgebllhren betragen

zwei Zehnteile des Satzes des s 8 des Gerichtskosten¬
gesetzes und des Z 9 der Gebührenordnung für Rechts¬
anwälte.

8 4.

Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Ver¬

wundung in Kraft. Sie findet auch Anwendung, wenn

der Tod des Mieters vor diesem Tage e'.n getreten

war; die Kündignng kann für den ersten zulässigen
Termin nach dem Jnkraftreten erfolgen.

Den Zeitpunkt des Außerkrafttretens der Ver¬

ordnung bestimmt der Reichskanzler.
Berlin, den 7. Oktober 1915.

Der Stellvertreter des Reichskanzlers
Delbrück.

Zwei Fragen
an die Daheimgebliebenen!

Haben Sie schon Ihren fälligen Mitglieds'
beikrag entrichtet?

Haben Sie schon Ihr Scherflein zu unserer
Kriegsunterstützungskasse beigetragen?

Mietrecht und Kriegsteilnehmer.
Der Bundesrat hat auf Grund des s 3 des Ge°

setzes über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirt¬

schaftlichen Maßnahmen usw. vom 4. August 1914

(Reichs-Gesetzbl. S. 327) solgende Verordnung er

lassen:
8 1.

Auf eine Vereinbarung, durch die für den Fall,
daß der Mieter stirbt, das Kündigungsrecht des Erben

abweichend von den Vorschriften im Z 569 des Bürger¬
lichen Gesetzbuchs geregelt ist, kann sich der Vermieter

nicht berufen, wenn der Mieter infolge seiner Teil

nähme am Kriege gestorben ist.
s 2.

Haben Eheleute gemeinschaftlich gemietet und

stirbt der Ehemann infolge seiner Teilnahme am

Kriege, so ist die Ehesrcm berechtigt, das Miet

Verhältnis unter Einhaltung der gesetzlichen Frist sür
den ersten zulässigen Termin zu kündigen. Auf eine

abweichende Vereinbarung kann sich der Vermieter

nicht berufen.
8 3.

Gegen eine Kündigung, die auf Grund des § 1

oder des § 2 erfolgt, kann der Vermieter binnen einer

Woche bei dem Amtsgericht, in dessen Bezirk stch die

Mietsache befindet, Widerspruch erheben. Das Ge

richt hat Abschrift des Widerspruchs dem Gegner zur

Erklärung mitzuteilen.
Das Gericht entscheidet darüber, ob trotz des

Widerspruchs die Kündigung wirksam ist. Die Kün

digung ist für unwirksam zu erklären, wenn nicht die

GenoffcnschastsbanKkn und Verstchernugs-
gcseh siir Angestellte.

Das Oberschiedsgericht für Angcstelltenversiche-
rung hat nach den Amtlichen Nachrichten der Reichs¬
versichernngsanstalt fiir Angestcllte („Angestellten-

Versicherung", September 1915) über die Versiche -

rungspflicht eines kaufmännischen An -

gestellten einer Genossenschaftsbank
entschieden:

„Die Annahme des Rcntenausschnsscs, daß W. als

Handlungsgehilfe anzusehen fei, ist rechtsirrtümlichs. Die

Angestellten» einer eingetragenen Erwerbs- und Wirtschafts¬

genossenschaft siird keine Handlungsgehiilfen im Sinne dcs

8 1 Absatz 1 Nr. 3 des Vcrsichcrungsgesetzes für Angestellte
und des 8 59 des Handelsgesetzbuchs. Diese Genossen¬

schaften sind allerdings nach § 17 Absatz 2 dcs Gcnosscn-

schaftsgesctzeS bom 2V. Mai 1898 als Kanslcutc im Sinnc

des Handelsgesetzbuchs anzusehen, soweit das Gcnosscn-

schaftsgesetz keine abweichenden Vorschriften enthält. Sie

betreiben aber, da sie keine Gewinnzwecke verfolgen, son¬
dern nur die Wirtschaft ihrer Mitglieder zu fördern be?

strebt sind, kein Handclsgcwerbe und sind daher keine Han¬

delsgesellschaften im Sinne des § S Absatz 1 dcs Handels¬
gesetzbuchs. Ihre Angestellten sind daher, da sie nicht tn

einem „Handelsgewerbe" angestellt sind (zu vgl. § 59 dcs

Handelsgesetzbuchs), keine Handlungsgehilfen gemäß 8 1

Absatz 1 Nr. 3 des Versicherungsgesctzcs sür Angestellte

(zu vgl. auch Mentzel, Schulz, Sitzler, a. a. O. S. SS)."

Damit hat sich das Oberschiedsgericht nicht nur

in Widerspruch zu dem Rentenausschuß, sondern auch
zu der ständigen Rechtsprechung der Kausmanns¬
gerichts Und ihrer Berufungsgerichte gestellt.

Die jahrzehntelange allgemein geltende Auf¬
fassung darüber, ob die kaufmännische Dienste leisten¬
den Angestellten der eingetragenen Genossenschaften
„Handlungsgehilfen" sind, kommt in dem im „Hand¬
buch für Gewerbe- und Kaufmannsgerichte" (Seite 133)

abgedruckten Urteil des Landgerichts Berlin I (Zivil¬
kammer 12) vom 29. März 1998 zum Ausdruck:

„Die Zuständigkeit des Kaufnmnnsgernchts wird von

der Beklagten mit Unrecht bestritten. Nuch ß 1 des Kauf-

mannsgerichtsgesetzes ist das Kaufmannsgericht zuständig

für Streitigkeiten aus dem Dienswerhöltnis zwischen

Kaufleuten und ihren Handlungsgehilfen. Nach § 17 des

Genossenschaftsgesetzes gelten die Genossenschaften als Kauf¬
leute im Sinnc des Handelsgesetzbuchs, Handlungsgehil¬

fen sind nach ß S9 des Handelsgesetzbuches diejenigen, dic

in einem Handelsgewerbe zur Leistung kaufmännischer

Dienste gcgcn Entgelt angestellt sind. Da dcr Klägcr laus- ,

männische Dicnstc bei der Bcklagtcn geleistet hat, so hängt
die Frage, ob er Handlungsgehilse war, davon ab, ob der

Betrieb der Beklagten ein HandÄSgewerbe ist. Es kann

zugegeben werden, daß die Konsumvereine keine Gewerbe¬

treibenden im gewöhnlichen Sinne sind. Da sic aber

Kaufleute kraft gesetzltcher besonderer Vorschrift sind, auch

wenn sie kein kauftnännisches Gewerbe betreiben, so

müssen sie als Personen gelten, die ein HandelIgcwerbe
betreiben; denn nach ß 1 Absatz 1 dcs Handelsgesetzbuches

ist Kaufmann im Sinne des Handelsgesetzbuches nur der¬

jenige, der ein Handelsgewerbe betreibt. Die tn eincm

solchen fingierten Handelsgewerbe angestellten Personen

sind als Handlungsgehilfen anzusehen, wenn sie kauf¬

männische Dienste leisten. Hiernach ist das Kaufmanns¬

gericht zuständig. Daß dahin die Absicht! des Gesetzes geht,

ergibt sich auch aus 8 14, wonach die Vorstandsmitglieder
der Genossenschaften Wahlrecht für die Beisitzer des Kauf-

mannsgerichts haben, ohne daß dabei ein Unterschied

zwischen gewerbetreibenden und nichtgewerbetreibenden

Genossenschaften gemacht ist."

Dementsprechend sind auch die kaufmännischen
Angestellten der eingetragenen Genossenschaften (haupt¬
sächlich kommen Konsumvereine dieser Art in Betracht)
bei der Angestelltenversicherung als versicherungs¬
pflichtig angemeldet worden und zahlen seit deren Be¬

stehen ihre Beiträge. — Mit der Entscheidung des

Oberschiedsgerichts kann die Sache nicht erledigt sein.
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NcrKünserinuen und Angeftelltenverstchernng.
Am 1. Januar 1913 ist das Versichernngsgesetz

für Augcstclltc in Kraft getreten, nachdem cs am 5. De¬

zember 1911 einstimmig vom Reichstag ange¬

nommen ivorden war, Es hasten dem Gesetz noch so

manche Mängel an. Sie zn beseitigen, das Versiche-
rnngsgesetz zn vervollkommnen, nachdem ein Ausbau

der Invalidenversicherung und somit eine Vereinheit¬
lichung der Versicherungsgesetzgebung seinerzeit un¬

möglich gemacht worden wnr, wird eine der wichtigsten
Aufgaben der Angcstclltenverbände nach der Rückkehr

geordneter Zustände scin müssen.

Bei aller Berücksichtigung der Mängel kann aber

doch ausgesprochen werden, daß der Grnnd°

g cd ante des Vcrsicherungsgesetzes sich nls ein

sozialer Fortschritt crwcist und das Gesetz selbst den

versicherten Angestellten schon in der heutigen Zeit

manchen Vorteil bietet. So mancher Angestellte, auch

verschiedene unserer Verbandsmitglieder haben bereits

durch das im Gesetz vorgesehene Heilverfahren
ihre erschütterte Gesundheit wieder festigen können.

Dieses vorbeugende Heilverfahren ist gerade sür d i e

weiblichen Versicherten von nicht zu unter¬

schätzender Bedeutung. Für die weiblichen Versicherten

ist auch eine kürzere Wartezeit sür das Ruhegeld vor»

gcschcn wie für die männlichen. Diese Wartezeit be¬

trägt iir der Regel 129 Beitragsmonate und vermin¬

dert sich aus 60 Beitragsmonate für das Ruhegeld bei

Frauen. Allerdings miissen es 69 Monatsbeiträge auf

Gruud der Versicherungs Pflicht sein. Wenn

lveniger als 60 Monatsbeiträge auf Grund der Ver-

sichcriingspfticht nachgewiesen wurden, erhöht sich die

gesetzliche Wartezeit um 39 Beitragsmonate, also auf
159 für die männlichen und auf 90 für die weiblichen

Versicherten.

Außerdem aber wird für die weiblichen Ver-

sicherten, die nach Ablauf dieser Wartezeit sterhen
oder heiraten, die Hälfte der eingezahlten Bei¬

träge wieder zurückerstattet. An Stelle dieser Bei¬

tragserstattung wird den weiblichen Angestellten auf

ihren Antrag hin nach erworbener Anwartschaft eine

Leibreute gewährt, deren Höhe sich nach dem Werte

der erworbenen Anwartschaft auf Ruhegeld und nach

den, Alter der Antragstellerin richtet und vom Renten¬

ausschuß festgesetzt wird. Die Anerkennungsgebühr

zur Aufrechterhaltung der Anwartschaft ist für männ¬

liche nnd weibliche Versicherte gleich. Sie beträgt,

gleichviel welcher Beitragsklasse der Versicherte vorher

angehört hat, jährli ch.drei Mark und kann in Teil¬

beträgen oder in einer Summe entrichtet werden.

Durch diesen geringen Betrag ist es möglich dnß auch

der aus einer vcrsicherungspflichtigen Beschäftigung

Ausscheidende sich die bereits erworbene Anwartschaft

aufrechterhalten kann.

Nnn ist ohne weiteres zuzugeben, daß ein großer Teil

der Verkäuferinnen sich die Anwartschaft auf alle

Leistungen der Kasse, die für weibliche Versicherte nach

Ablauf von 69 Monatsbeiträgen eintritt, nicht er¬

werben werdeil. Denn es find nicht alle mehr als

5 Jahre als Verkäuferinnen tätig. Darauf wäre es

wohl mit zurückzuführen, wenn vielleicht verschiedene
in den Konsumgenossenschaften tätige Verkäuferinnen

das in uuserer Zeitung veröffentlichte Urteil des

Schiedsgerichts für Angestelltenversicherung begrüßen
nnd die Beiträge zurückerstattet verlangen. Diesen

Verkäuferinnen ist dcr Vorwurf nicht zu ersparen, daß

sie doch etwas zu schr 'dcni Augenblick hllldigen, ihren
Blick nicht in die nächste Zukunft lenken. Das Wirt¬

schaftsleben erfährt durch den Krieg eine Umwälzung,
deren Tragweite zurzeit noch nicht abzusehen ist. Die

Heiratsmöglichkeit wird durch die ungeheuren Todes¬

opfer an kräftigen Männern erschwert. Weit niehr
nls vor Ausbruch des Krieges wird die Frau von nun

an erwerbstätig bleiben müssen. Das aber verpflichtet

sie, auch für die Zukunft zu sorgen. Es ist für die

weiblichen Versicherten ein bemerkenswerter Fortschritt
auf deMGebiete der sozialen Bersicherungsgesetzgebung,
daß das Versicherlingsgesetz für Angestellte ebenso wie

die Reichsvcrsichcruugsordnnng für ihrc hinterlassenen
Kinder (gleichviel ob eheliche oder uneheliche) nach
60 Beitragsmonaten jährliche Renten vorsieht, die

zwar gering sind, aber immerhin berücksichtigt werden

müssen, wcnn man die Frage auswirft, wns erhält
cinc weibliche Versicherte für ihre Beiträge.

Von diesein Gedanken ausgehend, haben wir das

Urtcil des genannten Schiedsgerichts*) bekämpft,
lind es erfüllt nns mit Genngtnnng, uns hier in voller

Uebereinstimmung zu finden mit dem Vorstand
nnd- dem Ausschuß des Zentralver-
b an des deutscher Konsumvereine, die in

*) Um Irrtümer zu vermeiden, heben wir nochmals
hervor, daß das SchiedSgerichtsnrte.il nicht ausspricht, cs

seien alle Gcnosscnschaftsverkäuferinncn versiche -

ruugsfrei. Dns Urteil besagt nur, dicsc Vcrkäuferinncn

seien nicht als Handlungsgehilfen vcrsicherungs-

pflichttg^Genosscnschaftsucrknuferinneu, die auf Grund ihrer
Tätigkeit (als Kassiererin, Vertreterin des Lngcrbaltcrs
usw,, nls „Aiigestelltc in gchobcucr Stellung" angeschcn
iverdcu, sind trotz des Urteils versicherungs¬
pflichtig. Das Urteil schafft >elso zivei Klassen von

Gcuosseuschastsverkäufcrinnc».

dcr Nr. 42 der „Konsumgeuossenschaftlichen Rund¬

schau" nachstehende Bekanntmachung erlassen:

„In Nr. 39 dcr „Konsumgenosseuschaftlichen Rundschau"

ist cin Urtcil des Schiedsgerichts für Angcstclltenvcrsichc-

rung wiedergegeben worden, das die VersichcvungSpflicht

der Verkällscrinnen in Konsumvereinen verneint. Dicscs

Urtcil ist von großcr Tragweite für dic Konsumgenossen¬

schaften. Vorstand und Ausschuß des Zcntralverbnudes

deutscher Konsumvereine, die am 6. und 7. Oktober d. I.

zu ciner Sitzung in Hamburg vereinigt waren, haben daher

die durch das Urteil geschaffene Situation einer Be¬

sprechung unterzogen, deren Ergebnis kurz in folgender

Weise zusammengefaßt werden kann:

Die Verneinung dcr Versicherungspflicht für die Ver¬

käuferinnen in den Konsningenossenschaften ist in höchstem

Maße bedauerlich, weil sie diese Gruppe von Angestellten

der Konsunlivereine den wohltätigen Wirkungen des Aiige-

stelltcnversicherungsgesctzes entzieht. Die Entscheidung kann

auch nicht ohne Einfluß auf die Bewertung des Verkäuse-

rinnenberufs tn Konsumvereinen bleiben. Es ist wahr¬

scheinlich, daß die Verneinung der Versicherungspflicht für

die Verkäuferinnen allerhand unangenehme Wirkungen

für die Konsumvereine haben wird, die im Endergebnis
den geringen finanziellen Vorteil, den die Kunsunrvercinc,

durch den Wegsall der Beiträge erzielen, mehr als auf¬

wiegen. Wichtiger als dieser Gesichtspunkt ist aber die Tat¬

sache, daß der Urtcilsspruch sich nicht vereinbaren läßt mit

den sozialen Anschauungen, die die Konsumgenossenschaften
des Zentralverbandes beherrschen, und Vorstand lind Aus¬

schuß waren daher einstimmig in dem Ausdruck dcs Be¬

dauerns darüber, daß eine Konsnmgenossenschaft dic Ver¬

anlassung zu dicscm Urteil abgegeben hat.

Wie sich die Dinge weiter entwickeln wcrdcn, läßt sich

noch nicht übersehen. Es ist nicht anzunehmen, daß das

sich an formale Gründe anklammernde Urteil des Schieds¬

gerichts dem Willen des Gesetzgebers entspricht. Das sofort
von der.gewerkschaftlichen Organisation der Verkäuferinnen
an dcn Bundesrat "und Reichstag gerichtete Ersuchen, die

durch das »Schicdsgerichtsurteil erschütterte frühere Rechts¬

lage wiederherzustellen nnd Fürsorgc zu treffen, daß die

von den beteiligten Angestellten bisher erworbenen An¬

sprüche gesichert bleiben, hat daher Aussicht auf Erfolg.

Auch der Vorstand des Zentralverbandes deutscher Kon¬

sumvereine hat sich bereits mit dem Direktorium der An-

gestelltenvevsicherung in Verbindung gesetzt, um näheres
über die Anschauungen dieser Behörde über die durch das

Urteil geschaffen^ Rechtslage zu erfahren. Sowohl die ge¬

setzgebenden Körperschaften als auch die Verwaltungs¬

organe der Angestelltenversicheruilg sind demnach bereits

mtt der Prüfung der Angelegenheit betraut, und alle Ver¬

mutung spricht dafür, daß die durch den Schiedsspruch ge¬

schaffene Rechtslage nur eine vorübergehende Geltung
haben wird. Wer dieser Sachlage ist den Kon¬

sumgenossenschaften dringend zn emp¬

fehlen, zunächst die Versicherung ihrcr
Verkäuferinnen fortzusetzen. Wenn sine ncue

Entscheidung in dieser Angelegenheit ergangen ist, die

klarer in die Zukunft blicken läßt als das Schiedsgerichts¬
urteil, werden tvir die Konsumgenossenschaften an dieser
Stelle hiervon in Kenntnis setzen. Der jetzigen ungeklärten
Situation werden die Konsumgenossenschaften aber am

meisten gerecht, wcnn sie zunächst so handeln, als bcstände
die Versicherungspflicht für Verkäuferinnen fort."

Die „Blätter für Genossenschaftswesen", das

Organ des Allgemeinen Verbandes deut¬

scher Erwerbs- und Wirtschaftsge¬
nossenschaften, schrieben in Nr. 42:

„Die Auffassung des Zcntralvcrbandcs der Handlungs¬
gehilfen erscheint rechtlich zutreffend und deckt sich mit der

von dem Allgemeinen deutschen Genossenschaftsverbaud
vertretenen Auffassung. Die Genossenschaften gelten nach

F 17 dcs Genosscnschaftsgesetzcs als Kaufleute im Sinnc

des Handelsgesetzbuchs, hieraus folgt, daß ihre Angestclltcn,

sowcit ihre Dienstobliegenheiten entsprechende find, als

Handlungsgehilfen anzusehen sind."

Kriegsbeschädigte und Angejielltcn-
verstchcrnng.

Das Direktorin,,! der Reichsversicherungsanstalt
fiir Angestellte hat beschlossen, bei versicherten Kriegs¬
beschädigten die Berufsberatung und Be¬

rn f s u in le r n u n g als Heilverfahren im Sinne

des tz 36 des Versichernngsges«zes fiir Angestellte vom

20. Dezember 1911 anznsehen und die nachweisbaren
Kosten hierfür zn übernehmen, soweit sic nicht von

dritter Seite übernommen wcrden. Mit dcn Landes¬

versicherungsanstalten soll eventuell cine Vereinbarung
hierüber getroffen werdcn. Die Reichsversichernngs¬
anstalt übernimmt die Kosten der Berufsberatung uud

Berufsunilernung auch dann, wenn der bishcr bci ihr

versicherte Kriegsbeschädigte für einen Beruf aus¬

gebildet wird, nach deni er künftighin nicht mehr zu

den nach dem Versichernngsgefetze für Angestcllte ver¬

sicherten Aiigestelltc,, zu rechneu ist. Tie Berufs¬

beratung und Bernfsnmlerniing soll durch die sür die

Kriegsbefchädigtcufiirforge gegründeten öffentlich-
rechtlichen Organisationen erfolgen. Voraus-

f c tz u n g für die K o st c n e r stattnng i st, daß
der RcichsversichcrnngSanstalt Gelegenheit zur Ent¬

schließung iiber -dieses besondere Hcilvcrfahrcn v o r

dcsscn E i n l c i t n n g in jcdcm Einzelfallc gegeben
wird. In Tringlichteitsfälle» wird von diefem Er¬

fordernis jedoch stillschweigend abgesehen werden.

Innerhalb dieses Nahmens übernimmt die

Reichsversichernngsanstalt mithin:
1. die Kosten der Hin- und Rückreise nach dem

Ausbildungsort in der dritten Wagenklassc. Sofern
den Kriegsbeschädigteil als Militärpcrsonen nach den

hierfür geltenden Bestimmungen oder als Versicherten
der Neichsversicherungsanstalt bei Gesamteinkommen
unter 2509 Mk. nach der Ansführnngsbestimmung

VIII zu tz 12 der Eisenbahiiverkehrsordnung cin

Anspruch auf Fahrpreiscrniäßignng zusteht, kann nur

dcr hiernach All berechnende Fahrpreis erstattet wer¬

den. Ein Ausweis zur Erlangung dcr Fahrpreis¬
ermäßigung ist beim Tircktorium der Neichsvcrsichc-

rungSanstait zii haben, bci dcm auch dic Antrags-

sorinnlare fiir die Kostendeckung dcr BcrufSumlcrnuiig
erhältlich sind:

2. die Kosten des Unterrichts und dcr notwendigen
Unterrichtsmittel;

3. die Kosten für Wohnung und Verpflegung am

auswärtigen Aufenthaltsorte gegen besonderen Nach¬
weis bis zu einem täglichen Verpflegungssätze von

höchstens 6 Mk.

Hat der Kriegsbeschädigte Angehörige, deren

Unterhalt er ganz oder überwiegend aus scincm Ar¬

beitsverdienste bestritten hat, so wird nach Maßgabe
des tz 38 des Versichernngsgesctzes für Angestellte

diesen ein Hausgeld gewährt.

Acht-ZlhrOdenschlnß in Mainz.
Die Bemühungen um den Acht-Uhr-Ladenschluß

in Mainz während der Kriegszeit haben nun znm Er¬

folg geführt. Ueber die Verhandlungen geben dic

nachstclicndcn Mittcilnngen aus dcr Stadtver¬

ordnetenversammlung vom 9. Juli und

25. August 1915 Auskunft:
Sitzung vom 9. Juli 1915.

Der Herr Oberbürgermeister teilt mit, die

Nahrungsmittclkoiuinission habe einstimmig beantragt,
einen Erlaß des Gouvernements dahingehend zu crwirkcu,

daß Lebens-, und Genußmittclgcschäste nachmittags von

1 bis 3 Uhr und abcnds von 8 Uhr ab gcschlosscn werdcn

müsscn. Er gibt die Gründe für diesen Antrag, die hhgic-

nischcr und praktischer Natur sind, im einzelnen bckauut

und teilt weiterhin mit, dnß auch die Deputation sür sozial¬

politische Angelegenheiten dem Antrage dcr Nahrungs-

mittclkoiiimissioni einstimmig bcigctrctcn sci.

Im Verlause der kurzen Besprechung wird fcstgcstcllt,

daß die Zigarrengeschäfte von dieser Maßnahme ausge¬

schlossen sein sollen nnd daß die Maßnahme nur für die

Dauer dcs Krieges gelte.
Dic Stadtvcrordnctcuvcrsammlung beschließt alsdann,

unter Anerkennung dcr Dringlichkeit dicscs nicht auf dcr

Tagesordnung stehenden Gegenstandes einstimmig, dcm

vorliegenden Antrage zuzustimmen.

Sitzung vom 25. August ISIS.

. . . Alsdann verliest dcr Vorsitzcndc dic Zuschrift dcs

Gouverneurs der Festung Mainz, worin er mitteilt, daß
er nach Anhören der Handelskammer es sich versagen müssc,
eine Verfügung betreffend Einschrcinknng dcr VcrkaufS-

zcitcn für "die Lebens- und Gcnußmittclbrauchc währcnd
des Krieges in der von dcr Stadtverwaltung vorge¬

schlagenen Weise zu crlasscn, da er sich von der Notwendig¬

keit einer solchcn nicht habc überzeugen können.

Hcrr Ban er bemerkt dazu etwa solgcudcs: Der Gou¬

verneur habe dcn Erlaß dcr von dcr ^tadtverordnctcuvcr-

sammlung einstimmig befürworteten Verfügung abgclchnt,
iveil sich die hiesige Handclskammcr nach Anhörung ihrcs

Klcinhnndclsnusschusscs dagegen nusgcfprocbcn hnbc, In

Zeitungsnotizen, denen die Handclskainmcr jcdcnfalls nicht

scrn stchc, werde bemängelt, daß die Stadtverivaltuug nicht
die beteiligten Kreise gehört habe. Dieser Vorwurf sci der

Handelskammer zurückzugeben, dcnn sic habe vor Abgabe

ihres Gutachtens die „beteiligten Krcise" ebenfalls nicht

gehört. Sic habe Wohl ihrcn MciuhandclöauSschuß befragt.

Dicser könne aber nach scincr Zusammcnsctzung — Redner

vcrlicst die Namcn der Mitglicdcr dicscs Ausschusscs —

als Vertretung des Kleinhandels nicht angeschcn ivcrdcn

lind sci zur Beurteilung dcr vorliegcndcn Angclcgcnhcit

nicht in dcr Lage — dcnn soweit cr es im Augenblick iibcr-

schcn könne, gchöre ihm uur ein Nahruugsmittclklcin-
häudlcr «n und dcr stehe zurzeit im Felde.

Rcdncr geht uoch auf eine Notiz iii dcr „Tcirmstädtcr

Hessischen Landcszcitung", vou dcr cr annimmt, daß sie
von ciucm der Handclskammcr nahcstchcndcn Bcrfnsscr

herrühre und in der die Frage in völlig unzutreffender,
boshafter Weise dargestellt werde, näher cin und spricht

zum Schluß sein Bcdnucrn darübcr aus, daß cin cinstiin-

migcr Antrag dcr Stadtverordnctcnversamiuliing durch cin

Gutachten der Handelskammer, das sich iiicht auf die An--

höruug Beteiligter stütze, abgclchnt wordcn sei.

Hcrr Feine, dcr Mitglicd dcS Klcinhnndclsnus¬

schusscs dcr Hnndclökninincr ist, bcmcrkt, cr sci in dcr

Sitzung dieses Ausschusscs, in dcr dic Angclcgcnhcit be¬

raten wordcn sei, nicht anwesend gewesen, der Ausschuß

stehe aber dcm Klcinhandcl nahc.

Herr Falk bemängelt, daß die Handelskammer vor

Abgabe ihres ablchncndcn Gutachtens uicht dic Kreise, die

Einblick in dicsc Vcrhältnissc hättcn und sic bcurtcilcn

köuutcu, Ivie z. B. dic Bäckcr- und dic Mctzgcriuuung,
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gekört Kabe, Er legt dir Gründe, dic für dcn Antrag

mnßgcbcnd waren, nochmals dar und bcdnncrt cs lcbliaft,

daß dcr Erlas-, cincr Mnßnnluuc, dic viclc,i genübt nud

nicmand gcschndci bnbcn ivürdc, au dcui Gutachlcu dcr

Hnudclstniumcr gescheitert sci,
,?>crr F c i n c crividcrt, dic Handclskammcr und ihr

Klcinbnudclsausschuß linttcu zivcifcllos objcktiv uud nach

bcstcni Erincsscn gciirtciii, Scincs Wisscns sci cincr dcr

Gründc gcgcu dcn Erlas; dcr gcwcscn, das-, zwischcn 1 iind

« UKr vouBclvohncrn dcr Umgebung von Mainz vicl ge¬

kauft ivcrdc,

>>crr ei l, r i si ivcisr cbcnfalls darauf biu, daß dcr Be¬

schluß dcr Ztadlucrordncrcnvcrsainmlnng nus Erlaß der

Anordnung cinstimmig, nntcr !vcit>virkilng dcr damals an-

Ivcscnd gcivcscncu Ai'itglicdcr dcr Vcrsalnmlnng, dic zu¬

gleich Miiglicdcr der Handclskammcr scicu, gcfaßt ivordcu

sci und spricht ebcnfalls scin Bedauern ans, dnß der Be¬

schluß dic (Zustimmung dcs GonvcrncnrS nicht gcfundeu

habe.
Hcrr F a l k bcmcrkt z>i»i «chlnß, ilnn sci nichts davon

bckannl, dnß zivischcn I nnd 3 llbr große Einkniifc iu

dcu Nabrungsniittelgeschäften gciuncht ivürden. Tic Un¬

richtigkeit dicscr Bcb.nlptnng gehe schon daraus hcrvor,

daß ciuc großc Anzabl solchcr Gcschaftc von 1 bis L llhr

frciivillig gcschlosscn liallcn,

:>,'achträglich sind dic sengenden Bekanntmachnngcn

ergangen
-

Wcrktägigcr Ladenschluß,
Tic nnchstchcnd abgedruckte Verordnung dcS Öcrrn

^iouvcrnciirs dcr Fcstnug Mainz bringc ich z» nllgcmcincr
^icnntnis,

M ninz , dcu bl, Oktobcr ISIS.

Tcr Oder bürgernieist c r.

Tr, Göttclman»,

Verordnung.
Auf b>iri>nd dcS 5 .> dcs Gcsctzcs über dcn Bclngcrnugs-

znsiand von, l, ^,»ni ordnc ich für dcn gcsnmtcn Bc¬

zirk dcr Stndt Mainz bicrmit nn, dnß sämtliclic offcnc

Vcrkanfsstcllcn iiiit 'Ansnabmc dcr Zigarrcnspczialgcschäftc
u in 8 llbr abends ibrc Lädcn zu schlicßcn bnbcn,

,chiividcrl',:indlungen gegen diese Verordnung iverden

mit »icldstcnfc bis z» iil», Mt,, iin Uuvcrinögcnsfnllc mir

Hnfi bis zu b Wochcn bestraft,

Ticfc Vcrordnnng tritt sofort in Kraft und blcibt

zunächst bis zum 1. April UUU bcsteheu,
Tcr Gouvcrncur dcr Fcstuug ä>!ainz,

gcz,: von Bncking, Gcucral dcr Artillcric,

Gcwillnc der Kliegslieferanten.
Mit wachsendem Erstannen (nni uns rccht milde

aiiszildrücken) vernimint die unter den Kriegsfolgen

sebr leidende Voltsinasse von den ungeheuren Ge¬

winnen der Kriegslieferauteu. Wie, so fragt man sich

iinincr ivicdcr in dcr Bevölkerung, ist diese oft

geradezu fabelhafte Plnsinacherei mit der nicht zu¬

letzt voit der angesprochenen Unternehmerpresse als

nationales Gebot vcrtrctcncn Aufforderung, „für daS

Vaterland Gnt »nd Blut bis zum Letzten" zn opfern,
vereinbar? Auch ans Krcifcn, dic nicht daran denken,

den privativirtschaftlichcn Charakter unserer Giiter-

erzeiignng nnd -Verteilung anzutasten, kommen Vor¬

schläge fiir eine fehr radikale Besteueruug der Kriegs-

gewinne. Sie muß kommen.

Wir sind in dcr Lage, an charakteristischen Bei¬

spielen anfznzeigen, in welcher Weise und in welchem

Umfange dorrende Kriegsgcivinne gemacht lverden.

Bei dcn dokumentarisch belegten Fällen, die uns zu¬

fällig zur Kenntnis gekommen find, handelt es sich
nm eine typische Ausnutzung der Kriegskonjnnktnr
zum schaden der Reichskasse, also im Grunde genom¬

men, zum Schaden der breiten Masse der Steuer¬

zahler. Infolgedessen halten wir eine öffentliche Be¬

leuchtung dieses Treibens im Allgemeinintcresse fiir

notwendig. Von »»nötiger Namenncnnniig wcrdcn

wir abschc», da, wic gcsagt, cine typische Äonjunktur-

ansnütziing in Betracht kommt. Also zur Sachc:

Einc rhcinischc Banksirma bictct ihrcn Kunden

die Akticn cincs K l c i n c i s c n w c rkcs an,

„das sctzt vorwicgcnd stahlgußgranatcn von hervor¬

ragender Qualität herstellt". Die Gesellschaft fabri¬

ziert etwa 300 Granate» pro Tag und sei ihr „lant

vorliegenden Pertrag ein Mindestgewinn von 6,20

Mark Pro Granate garantiert". Außerdem liefert sie

Halbzeug (Martinstahl) an cine bekannte westdeutsche

Waffenfabrik (der Name ist in dem Tchrcibcn ge¬

nannt), das „cbcnfalls cinen ganz erheblichen Nutzen"

abwirft. Kürzlich habe eine befreundete oberrheinifche

Firma (auch dcrcn Namen ist genannt) einen „Aus¬

trag von monatlich 6000 Granaten zn zirka 27 Mk.

pro Granate lnnfertige)" crtcilt, wobci das beauf¬

tragte Wert „mindestens 1» Mk. pro Granate" ver¬

dient, d. h. „360 «00 Mk. Verdienst allein durch einen

Auftrag" innerhalb sechs Monaten! Infolge dieser

ausaezeichnctcn Gewinnchancen habe sich das gnt cmp-

sohlcnc Wcrk, dcsscn Atticnt'urs (1-/, Millionen Mark

Aktienkapital) sich nun auf 130 Proz, erhoben habe,

„beinahe nnsschlicßlich" ans Herstellung von Kriegs-
bcdarf „gcivorfcn".

Leicht begreiflich. Denn wenn wir nun den „laut

Vertrag" generell garantierte» „Mindestgcwinn vo»

0,20 Mk. pro Granate", eine Tagescrzcngung von

durchschnittlich 300 Stück „nd nnr 300 ArbcitStage im

Jahr rcchncn, so erübrigt das Unternehmen bieran

allein rund 55« 000 Mt., wozu noch die Erträge der

sonstigen bedeutcndcn Ablieferung treten, die „eben¬

falls einen sehr erheblichen Gewinn abwerfen"!

An ciner einzigen Granatenlieferung crziclt das

Unternebmcii innerhalb eines halben Jahres glatt
360 000 Mk. lleberschuß, pro Granate 10 Mk. bei einem

Liefer,ingspreis von zirka 27 Mk.! Wie reimt sich

dieser kolossale. Gewinn einer keineswegs sühreirden
Uiiterncbmnng der Stahlbranche mit den Klagen der

Riistnngsittdiistriellen über stark gestiegene Selbst¬

kosten der Materialien, nnd Löhnc zusammen? Von

zirka 27 Mk. Einnahme sind „mindestens 10 Mk."

Fabrikationsgewinn! Rund 37 Proz. der Einnahme

sind Gewinn! Wer muß das schlicßlich znhlcn? —

Ei» andcrcr Schriftwechsel einer westdeutschen
Ba»t'fir»ia (dic sich übrigens anf das Gutachten der

örtlichcn Filialc cincr dcr größteil deutschen Banken be¬

ruft) bctrifft dic Empfchlnng dcr Akt teil cincr

n c „ e », „b,c st e i n g crichtete n" Sp rengsto ff-

fabrik. Tiese Fabrik habe ihre früher angenommene

Produktion verdoppeln können iind würde dicsc von

der Heeresverwaltung zn einem Preis, der „der Gesell¬

schaft einen Nutzen von zirka 50—60 Mk. pro 100

Kilo" läßt, abgenommen. Laut Hern uns ebenfalls

zur Kenntnis gekommenen Vertrag zahlt die Heeres¬

verwaltung pro 100 Kilo 205 Mk., wovon dein Liefe¬
ranten cin „NnKc,," von 50—60 Mk. (das sind sast
2, Proz.!) verbleibt! Dcr von der Heeresverwaltnng
vor ungefähr fechs Monaten abgeschlossene Lieferungs-

vcrtrag ficht allerdings nnr die Lieferung des früher

angenommenen Leistuiigsguantums vor, aber er mag

inzwischen „ach der Behanptnng der bctr. Bankfirma
crivcitcrt worden sein. Wenn die Firina aber auch

n»r daS damals vcreinbartc Quantum liefert, so

ivürde dies fchou cincn Fabrikationsgcwinn von rund

700 000 Mk. bei einein Aktienkapital von nur 1 Million

Mark l,0 Proz. Verzinsung!) einbringen! Wird.je¬

doch, wie in dem schreiben dcs Vnnkhanscs vcrsichcrt

wird, dic möglichc Gcsamtproduktioi, abgenommen, so

erhöht sich der Werksiiberschnß nnf wcit übcr 100

Prozent vom Aktienkapital.
Sebr lehrreich ist eine beigefügte Nentabilitäts-

verechnnng Pro 1 Million Kilogramm Sprengstoff...
Nach der uns vorliegenden Rentabilitätsberechnung

pro 1 Million Kilo Sprengstoffe betragen die Selbst¬

kosten insgesamt «96000 Mk.

davon siir Löhne 45 000 „

Gehälter nnd Unkosten . . . .
60 009 „

Rohmaterialien 649000 „

Abschreibungen, Zins., Tantieme 80 000
„

dcr Verkmifscrlös :. 1 300 000 „

abzüglich I-/2 Proz. Skonto

blcibt Ucbcrschnß . .
384500 „

Also ein Reingewinn von sast 38-/^. Proz. .vom

Aktienkapital, wobei zn benchtc.il ist, daß die Fabrik
weit mehr als doppelt soviel als das berechnete Quan¬

tum liefern kann. Man beachte auch die im Vergleich

zn der Einnahme sehr geringfügige Ausgabe für

Arbeiterlöhue! Als Arbeitslohn kommt demnach nur

cin kleiner Bruchteil des großen Verkaufserlöses
„wieder nntcr dic Leute". Aus begreiflichen Grün¬

den müssen ivir hier nnf weitere Einzelangäben über

den Betrieb dieses Unternehmens verzichten.
Wir sragen mit allem Nachdruck: Sind folche

ungeheuerlichen Gewinne an Lieferungen, die doch

fetzt alle aus der deutschen Reichskasse, d. h. aus den

Abgaben der Allgemeinheit für die Landesverteidi¬

gung bezahlt werden müssen, zu rechtfertigen?! Wo

ist überhaupt die Sicherheit dafür, daß wir von den be¬

kanntlich noch stärker wie wir mit Kriegsausgaben

belasteten feindlichen Staaten nnsere vielen Milliar¬

den Mark Kriegsausgaben ersetzt erhalten? Man lese

Nlir, was der sehr kundige Reichsschatzsekretär Herr

Tr. Helfserich iiber die sehr schlimme Finanzlage der

gegen nns im Kriege befindlichen Länder mitgeteilt

hat. Wer alfo wird endlich dnrch die ungeheure

Pliismacherei dcr Kriegslieferanten furchtbar be¬

lastet? Die breite Masse des Volkes,

Man muß auch fragen, ob sich denn die Fachlente

in unserer Heeresverwaltnng nicht genügend unter¬

richten konnten über die wirklichen Selbstkosten der

Kriegsliefernngen, bcvor die Lieferiingsverträge ab¬

geschlossen ivnrden?! TaS Teutsche Reich besitzt selbst

längst Betriebsanlagen für die Herstellung von Ge¬

schossen und Sprengstoffen. Mithin konntc die Heeres¬

verwaltung durch ihre beamteten Fachleute unschwer

wenigstens ungefähr dic Selbstkosten der Nüstimgs-

industrie feststellen lassen, wonach unseres Erachtens

solche Lieferungsverträge wie die eben besprochenen

ausgeschlossen sein mußten. An eine absichtliche Be-

vorteilung der Kriegsmateriallieferanten durch Beauf¬

tragte unserer Heeres- nnd Marineverwaltung ist

selbstverständlich nicht zu denken. Wie viele Millionen

Mark von den Kriegsanleihen mögen aber Wohl durch

solche und ähnliche Lieferungsverträge wie die oben

besprochenen überflüssig verausgabt ivorden sein? Und

wer muß das schließlich alles zahlen?
Wir kennen sehr Wohl die von privativirtschaft-

lichcr Scitc gegen unscrc Kritik bcrcitgchaltenen Ein¬

wände. Das Geld bliebe „im Lande", es „befruchte

die Volkswirtschaft", ein „guter Unternehmergewinn
rege die Uiiternehmiiiigslnst an" u, dgl. m. Mag das

„Geld im Lande bleiben", aber es kommt ans den

Mitteln der Allgemeinheit, direkt oder indirekt, und

fließt jetzt durch die grenzenlose Plusmacherci dcr

großcn Kricgsgcwinncinnchmer in verhältnismäßig

lvenig Händen zusammen. Die soziale Kluft zwischen

der Masse der Besitzlosen uud den Gcwinniuachern
ivird dadnrch riesig erweitert, der Grund zu nenen,

schweren inneren Konflikten gelegt. Unwillkürlich
ivird man beim Ueberdenken der sozialen Folgen dieser

„VermögenSverschiebung" an die Klage eines altrömi-

schen Senators über die Nutznießer der von den sieg¬

reichen Legionären geschlagcncn schlachtcn erinnert.

Wie schnell hat sich doch die szene verwandeltI

Unter dcm ersten Eindrnck dcr einmütigen Volkserhe¬

bung zur Landesverteidigung, in, Angnst 1914, schrieb
die „Rheinisch-Westfälische Zeitung":

„Das ist cs, wns unscrcr Zcit bisher schlte: Idealis¬
mus. Gehen ivir einmal ein wenig i» uns. Wofür strcbten
dic Millionen, dic nnscr Deutsches Reich bevölkern? Doch
»nr für inateriellc» Gciuin»! Unscrc Hnuptinncht ivnr dcr

Handcl, sciu Wcscn ist in allererster Linie nicht ideeller

Art, Er bezweckt die Bereicherung des einzelnen nus dem

Bcsitz dcr audcreu. Daß er nebenbei deutsche Kulturwertc

ins Ausland trägt, dcm gccintcn Dcutschcn Rcichc durch

Zöllc und Stcncrn Macht zuführt, dcr Wisscnschnft nnd viel¬

leicht auch der Knust — das läßt sich nämlich bcstreitcu —

Mittcl zur Vcrfügung stellt, damit sic wcitcr schaffen kann,

ist unleugbar, nber den Kanfmann möchte ich kennen lernen,
der dies nls Zweck seiner Handclsunternehinuug auf seine
Fahne schreibt. Er will iu erster Linie sich bereichern, und

ivenn er nachher sogenannten ideellen Gcvictcn fcinc er¬

worbenen Schätze zur Verfügung stellt, fo ist es in !)!)!) vun

l000 Fällen uicht aus Idealismus, fondern wieder ans

praktischen egoistischen Erwägungen: die Wisscnschnft selbst
schnfft beute mit einigen wenigen Ausnahmen Handels¬

werte, die Kunst dient dcm Mäccn als Nctlninc, sci cs nls

Folie für dcn Mann, sci cs direkt znr Aiibietnng seiner Er¬

zeugnisse ..."

Damals bemerkten ivir dazu, ivir würden das

Jiidttstriellenorgan „zur gegebenen Zcit" an seine
scharfe Verurteilung der Profitjägcrci crinncrn. Und

wic stcht es hente, schon längst wieder, mit der ideen¬

losen Gewinnmacherei?
Konnten solche, den Untcrnchmcrn kolossale Ge¬

winne einbringende Lieferiingsverträge nicht, natür¬

lich mit rückwirkender Kraft, aufgehoben iverden, so
erwartet die entbehrende Volksmasse nm so bestimm¬
ter 'die Znrückleitling der ungeheuren Kriegsgewinnc
in die Reichskasse dnrch eine umfassende, gründliche
Kriegsgewinnstencr! Man gehe hinein in die breite

Volksmasse nnd unterrichte sich, ivie dort die von den

„Interessenten" freilich gelobte „VermögenSverschie¬
bung" dnrch den Krieg schon gewirkt hat.

(„Bergarbeiter-Zcitnng" vom 2. Oktobcr.)

Zur Lage der Angestellte

„Ist der Arbeiter im allgemeinen heute besser

oder schlechter gestellt als früher?" So fragt die

„Deutsche Arbeitgeber-Zeitung" in Ar. 41 uud antwortet

selbst: „Diese Frage hat im Anschluß an das bekannte, auch

in dieser Zeitung besprochene Werk von Dr: Kuczhnski in

recht sorgfältiger Wcise Tr, Karl von Tyszka untersncht.
Er kommt zu dcin erfreulichen Ergebnis, daß sich die

Lebenshaltung der Völker enorm gehoben hnt, daß mit

anderen, Worten das Kulturnivean hcutc eiu schr beträcht¬

lich höheres ist als etwa vor huudert Jahrein Vou Ver¬

elendung kann keine Rede sei». Ein Aufsteigen der arbei¬

tenden Klassen hat auch untcr dcr Herrschaft der kapita¬

listischen Wirtschaftsordnung unausgesetzt und in sehr er¬

heblichem Maße stattgefunden, Eiue gewaltige Steigerung
der Löhne ist zu verzeichnen, nnd diese hat cine cbcnso

starke Verbesserung dcr Lebensführung ermöglicht. Zum

größten Teil, sagt Tyszkn, scheint die Lohnsteigerung aus¬

geglichen zu seiu durch die Erhöhung nnd Vermehrung der

Ausgaben für die als notwendig erachteten Lebensbedürf¬

nisse. Wohl verstanden: sür dic als notwendig erachteten,
denil nicht sowohl in der Richtung des notwendigen Lcbens-

bedarfes, als vielmehr bezüglich dcs mehr odcr lveniger

Ueberflüssigcn, des Luxus hnt sich jcne Vermehrung uud

Verfeinerung der Ansprüche eingestellt. Wir lernen hier¬
aus wiederum, wie schr dic Lcbcnshaltung von subjektiven
Momenten bcstimmt wird, Ist die Möglichkeit vorhanden,

so schnellen dic Bedürfnisse bis ins Ungemessene hinauf,
was jeder an sich und in seinem Kreise gewiß schon beob¬

achtet hat, Umgekehrt ist dic Einschränkung cinc schwie¬

rige und vcrdrichlichc Sachc. Aber man muß sich namcut-

lich, iu solchen Zeiten wie den gegenwärtigen immer daran

erinnern, daß unser wirklicher, unentbehrlicher Bedarf an

Gütern sehr gering ist, daß die ineisten Bedürfnisse Bc-

qucmlichkcits- und Lnxusbedürfuisse sind, nnd daß man

demnach kein Diogenes'zu fein braucht, um auch mit weni¬

gem auszukommen."

Teuerungszulagen fiir die Angestellten im

Handelsgewerbe. Ucbcr dieses Thema sprach Kollcge

Bechert am 1. Oktober im großen Saale des Gewerkschafts¬

hauses zu München in ciner schr gut besuchten Ver¬

sammlung unserer Ortsgruppe. Redner griff zurück auf
dic Zeit bei Kriegsausbruch, in der viele Geschäftsinhaber
die Gchälter dcr Angestellten weitgehend kürzte». Obwohl

sich die Geschäftslage inzwischen in den ineisten- Branchen

gebessert hat, seien diese Gehaltskürzungen doch noch nicht

überall iil Wegfall gekommen. AVer auch dort, ivo die

Gchälter wie iu Friedenszeiten 'weiterbczahlt iverden,

stehen sic meist in keinem Verhältnis zu den jetzigen

Lebensmittclprcisen, Die Forderung einer Teuerungs¬

zulage sei aus dicscu Grüudcn durchaus bcrcchtigl. Durch

lcbhnftcu Beifall bckundctcn dic Anwcsendcn ihr volles

Einverständnis init den Ausführuugeu des Neducrs. Iu
dcr darauffolgenden Diskussion teilte Kollegin Niblcr u. a.

mit: Die Färberei I. Aruold. das größte lluterueluuen
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dieser Branche am Platze, richtete in ihrer Fabrik in Pasing
ein Lazarett ein. 40 Verwundete werdcn dort auf Kosten
dcs Herrn Kommerzienrats verpflegt. Dagegen müssen

sich die Filialleitcrinnen dieses patriotischen Hcrrn scit

Kriegsausbruch ganz bedeutende Gehaltskürzungen ge¬

fallen lnssen, so daß heute diesc Filialleiterinnen, die meist
iU gesctztein Alter und sclbsmildige Kräfte sind, als Ange¬

stellte dieses rentablen Unternehmens ein Gchnlt von

45 Mk., SO Mk. bis hinauf in die schwindelnde Höhe von

70 Mk. monatlich beziehen. Wenn das erstere Patriotismus

ist, was ist dann das zweite? Die Firma Jsaria
Z ähle rwerke mutete einem 34 Jahrc alten vcrhcira¬
tcten Lageristen folgende Anstellungsbedingungen zu:

W Mk. Wochcnlohn für die vierwöchige Provczeit und her¬

nach 30 Mk,! Ucbcrstundcn — so ist in dem Vertrage aus¬

drücklich bemerkt — sind ohnc besondere Vergütung zu

leisten. Jn einem Kaufhaus im Rosen thal erhält
cine zwmlzigjährige Verkäuferin, dic scit füuf Jahrcn in

dcr Branche tätig ist, cin Monatsgehalt von sage und

schrcibc M Mk. Es sollen dies nur einige Beispiele von

vielen scin. Die Versammlung nahm dann einstimmig

solgende Entschließung an:

„Dic am 1. Oktober d. I. im Saale dcs Gcwcrkschasts-

hauscs tagende zahlreich besuchte Versammlung der Han¬

delsangestelltcn beschließt, den Zentralverband dcr Hnud-

luugsgehilfen zu beauftragen, bei dcn hicsigcn Firmcir um

Gcwähruug ciner Teuerungszulage in Höhc von 15 Proz,

vorstellig zu 'wcrdcu. Die Versammlung ist der Auschnunug,

daß dic hcutigen Gehälter Mit dcr gcgenwärtigen enorme»

Teuerung aller nutwendägen Lebensmittcl uicht in Ein¬

klang zu bringen sind. Die Versammelten geben sich der

Hoffnung hin, dnß die Firmeninhaber dic berechtigten

Wünsche ihrer Angestellten begreifen und ihncn cine Teue¬

rungszulage gewähren werden,"

Bestrafung von Angestellten wegen Verstoßes
gegen das Hochstvreisgeseu. Jn ciuer Stndt batte der

Magistrat gemäß der Bestimmungen dcs Höchstpreisgesetzes
eine Verordnung erlassen, nach der alle Verkäufer vou

Fleischwnren vcrpflichtct Ware», cin Verzeichnis dcr Höchst¬
prcisc im Vcrkaufslokal au sichtbarer Stelle aufzuhängen.
Eine Frau, welche als Vertreterin ihrcs Vatcrs dcn, Vcr-

trieb cines Fleischwarengeschäfts leitete und als solche
n»ch dic Prcisc der von ihr zum Verkauf gebrachte» Waren

selbstäudig festsetzte, Ivnr wegen Vccstoßcs gcgc» die

Verordnung uuter Anklage gestellt und dcstrnft wordcn.

Gegen ihre Verurteilung legte sie Revision ci», indem ^'ie
geltend machte, sie könne doch gär Nicht bestraft werden,

dn »icht sie im Sinne des Gesetzes „der Verkäufer" der

Ware» sci, smidern ihr Vater. Indessen hat dns Reichs¬
gericht die Bestrafung der Angesagten aufrcchtcrhnltcn.
Freilich, so heißt es in den Grünben, richtet sich die Ma-

gistratsverordnung — cbcnso wie das Höchstprcisgesctz —

«Machst üu.r'au den selbständigen' Getverbetrcibriidc«, d.h.
an denjcnigcn, dessen, Gewerbebetrieb iuV Verkäbf von

Flcischwaren besteht. Gleicbwohl ist die Verurteilung der

A»gcklagten gerechtfertigt; denn nach 8 45 der Gclverbe-

or,d»u»g kömicn die Befugnisse, zum stehenden Gcwerbc-

bctricb durch Stellvertreter ausgeübt werden, »no »ach
K 151 trifft die Strafe für llebertretung polizeilicher Vor¬

schriften bei Ausübung des Gewerbes neben dem Gewerbe¬

treibenden auch diejenige», dic dieser zur Leitung dcS Bc¬

tricbcs oder eiucs Tcilcs dcsselvcn odcr zur Beaufsichti¬
gung bestellt hat, wenn sie dlc polizeilichen Vorschriftcn
übertreten haben. Untcr „polizeiliche Vorschriften" im

Sinne von Z 161 der Gewerbeordnung siud aber nicht nur

dic in der Gewerbeordnung sclbst enthaltenen vdec dic

von dcr Lmidesgesctzgcbung unch 8 -44 erlassenen gewerbc

polizeilich«! Vorschriften zu verstclM, soudcru auch poli-
zcilichc Vorschristcn anderer Art, die »ach Reichs- odcr

Landesrecht von den Gewerbetreibenden bcobachtct werden

Müssen. Hierunter gehören auch zwcifcllos die nuf Gruud

des Höchstprcisgcsetzes festgesetzten Tnxcu, die ihrem Wesen
nach init den schon bon der Gewerbeordnung zugelassenen
Taxen gleich sind und in Ausübung dcr Fürsorge für das

öffcntlichc Wohl getroffen wurdc». Da »nch den ge¬

machten FeststellulMn die Angeklagte als Stellvcrtrctcrin

eingesetzt war, so richteten sich die Bestimmungen der

MagistratSverorduung auch an sie, und mit Recht ist sic
daher ivegenl Verstoßes gegen dieselben in Strafe gc

noulmen worden. (Reichsgericht IV. 147/llZ.Z

Sozialpolitische Angelegenheiten

Mit der Stellenvermittlung für Handlungs¬
gehilfe« haben sich vergangene Wochc die Stndt-

vcrvrdlictcu in Frankfurt a. M. und Leipzig be¬

schäftigt. Wir ivcrdcn in nächster Nummer dnriibcr bc-

richte».
Die Reichsversichernngsanstalt für Angestellte

in Berlin macht bekannt:

Berlin-Wilmcrsdorf, den 1. Scpt. 1915.

Nach der Bekanntmachung dcs Buudcsrats vom

2<Z. August 1015 wcrden die Zeiten, i» denen Vcrsichcrtc im

gcgeuwärtigen Kricge deni Deutschen Reiche oder dcr öster-
relchisch-ililgarischen Monarchie Kriegs-, Sanitcits- odcr

ähnlichc Dicnstc geleistet habe», soweit sie in vollc» Ka-

lenbermonnten bestehen, auf die Wartezeiten und bci Be¬

rechnung dcc VcrstcherungSlcistuiigeu au Ruhcgcld uud

Hinterbliebenenrenten nach dein Bcrsichcrungsgcsctzc für
Angestellte als Beitragszeiten angerechnet, ohne dnß Bci¬

trägc entrichtet zu werde» brauchen, Bciträgc, die für die

vorstehend bezeichneten, durch die Militärpapicrc nachzu¬
weisenden Zeiten entrichtet wordc»' find, wcrdcn, soiveit sic
nicht zurückerstattet sind, dein Arbeitgeber nuf seinen An¬

trag ohne Zinsen zurückgezahlt; dcr Arbcitgcbcr hat dcm

Angestellten den von ihm eingezogene» Veitrngsteil zu er¬

statte».
Mit Rucksicht auf die zu erwartende große Zähl von

Nückzahlungsanträgen ersucht das Direktorinin dcr Rcichs-

vcrsicherungsanstalt für Angestellte die in Frage kommenden

Arbeitgeber iu deren eigenstem Interesse um genaue Be¬

achtung folgcudcr Punkic:
1. Dem Antrag auf Rückzahlung dcr erwähnten Bci¬

träge müssen uutcr allen Umständen dic Militärpnssc aller

Versicherten, sür dic die Bciträgc zurückverlangt wcrdcu,

bcigcfugt sci». Ohue den Militärpasz, aus dem sich auch dic

Dnucr dcs Kricgsdicustes ergeben muß, kann kcinc Rück¬

zahlung crfolgcn.
L. Die Rückznhluug der Beitrage crfolgt nur für dic

vollen Mounic dcs Kricgsdicustcs; dcr für den Monat

August 1914 gezahlte Beitrag kommt dnhcr voii voruhcrci»

nicht in Frngc, du dcr crstc Mvbilinachnngstag der L.August
1914 war, es sich also uicht um ciucn vollen Monnt dcs

Kricgsdienstcs hnndclt,
3. Der Antrng auf Rückzahlung ist von dcm Arbcit¬

gcbcr, dcr die Bciträgc gczählt hnt, an das Dircktorium

dcr Rcichsbcrsicherungsniistnlt für Angestellte i» Bcrlin-

Wilmersdorf, Hohcuzollerudamm 19L/5, portofrei zu rich¬
ten. Die Versicherten sclbst können solche Rückzahlungs-
antrüge »icht stellen, cs hnudlc sich dcn» um freiwillig Ver¬

sicherte.
4. Jn dem Nückzahlilugsnutrag sind Vor- »»d Zu¬

name», Gcburtstag uud Geburtsort dcr iii Frngc iominc»-

dcn Versicherten, dic vollcn Kricgsdic»sti»v»n!c, für dic auf
dnS Konto dcs cinzclncn Vcrsichcrtcn Beiträge gezahlt ivor¬

dcn sind, diese Beiträge selbst uud ihrc Zahluugstngc im

einzelnen genau nuzugebeu.
5. Da die Militärpässe sich während dcs Kricgcs iii den

Händen der Militärbeliördcn bcsiudc», so Iverde» die An¬

träge auf Rückzahlung der in Betrncht kommcndcn Beiträge
misuahinslos erst »nch Beendigung dcr Kricgsdiciistlcistung,
in dcr Regel also nach Ablauf dcs Krieges, zn stcllcn sci»,
Anträgc ohne beigefügte Militärpässe si»d »ach Nr, 1 ganz

zwccklos,
0, Nnch Prüfung u»d Gcuchmigung der Anträge er¬

folgt dic Rückzahlung dcr iii Fragc kommenden Bciträgc,
Einc Verrcchmmg derselben mit dcn laufenden Beiträgen,
eine Kürzung dieser ist unzulässig,
Tircktorium dcr Reichsvcrsicherungsnustalt für Angestellte,

Kock,

Aus dem Jentralvttband

August Kühnle, Stuttgart, Der langjährige

Kassierer unserer Stuttgarter Ortsgruppe, Kollcge August
Kühnle, ist am 19, Oktober im Krankenhaus scincs

Wohnortes gestorben. Tcr Verstorbene, der das 4g, Lebens¬

jahr noch uicht vollcndct bnttc, war im Juli 1905 uuscrcm

Verbände bcigrtrcten und hnt sich »och bis i» die letzten
Moiiate für nns bctntigt. Wegen eines schincrzbnftc»
Nierenleidens mußte cr dns Krn»kc»bn»s aufsuchen, Eiue

hiuzutrctcudc Hcrzlnluuuug machte sciucm Lcidcu ciu Endc,

Tie VerbnndSiuitgliedcr, die ihn gelaunt hnbc», trauern

aufrichtig um ihn. Ehre sciucm Andeute»l

'". Vhentnitz. Die Möuaicchcrfäiiiiiiliiiig ach 6. Oktober

iu dcr „Hoffmmg" ivnr gut bcsiicht. Ei» Vortrag des

Herrn Fritz EngeKnan» "über: „Stimmungsbilder ans

Tirol, Kärutc», Krnin, Jstricn, Ober-Jtnlicn" fand rcgcs

Interesse, Kollege Lähucr besprach dn»» mcbccre atlucllc

Bcrufsfragc». An dcr AuSsprachc darüber bctciligtcu sich
die Kollcgeu Nöbriug und Thiele. AIs Ersatzvorstands-
Mitglieder wurdc» die Kollege» Götze U»d Otto bestimmt,
alö Ersatzrevisor der Kollege Otto,

Halle n. S, I» dcr Monntövcrsainiuluug am 5, Ok-

lobcr ivird vor dem Eintritt in dic Tngcsordnnng das An¬

deute» der im Kricgc gcfnllcnc» Kollcgc» Gcbhnrdt und

Ebcling i» dcr üblichen Weise geehrt. Hierauf biclt Kollcgc
Kociic» ciuc» Vortrug übcr „Ha»dluugsgel»lseu »»d

Kriegsbcschndigteiifürsorge", der vo» der schwach bestickten
Versnuiittlliug i»it Hutcrcssc verfolgt ivürde, ,ch> bei» zweiten
Punkt der Tagesorduung: „Die tariflichen VcreiubnrUngcn
Und Tcucruugszulagcn" ivird dcr Sckrlftwcchscl zwischcn
dcn in Frage kommcndcu Zenirnlvcrbändcn nnd dcm <jc»-
trnlvcrbniid deutscher Kousumverciuc zur Kcnntnis ge¬

bracht. Es lvird beschlösse», daß die nächste Pcrsammluug
sich crucut mit dcm Thcmn übcr Tellcruugszulnncn be¬

schäftigen soll,

Hamburg. MilgIicdcrvers>n»iNliing n»> 7, Oktober

im GctverkschnftShnuS, Wieder hatten ivir cinc Rcihc voii

Kollcgc» zu bctraucr», dic auf dcm Schlachtfeld gefallen
sind: cs sind dic Rollegc» Hans Michel, Hugo Tcubiicr,
Paul Niclscu, Erusr Heller, Willielui Kulm, Alfred Not:e-
brook und Daniel Reuter. Kollege A. Friedelunnu sprach
dann übcr: „Tic Lebenshaltung des deuischcu Volkes wäll-
rcnd »ud »mb dcm Kriege", ^ciue A»sführ»»gc» fnndc»

bci dc» Zuhörer» gioszcs ^iitci'cssc und Icbbnftc» Beifall.
Dcr K'nrtcllbcricht gab Kollcgc Müllcr. I» dcr Diskussion
darübcr ivurdc dcr Antrag gestellt »ud «»geiiommc», dic

Kartclidclcgierte» g» benuflrngc», dcui Plan, deii Bestund
der schöngeistigen Literatur unserer Arbcitcrvibliotbek zn

verkaufe» oder a» kleiiiccc Bibliotheken »bzugebe», nicht

ihrc Zustimmung zu gebe»! dic Mitgliedcr boffc», dnß es

„ach dem Kricge möglich sein iverde, nuch diese Eiurichlung
des hiesigen BildiiugsivesciiS wieder erstehe'» z» lnssc,,,

Genossettschafllillirs

Die Konsumgenossenschaften und die Bolts»

ernnhrung im Kriege. A»t «. »nd 0, Oktobcr fand i»

Hamburg nuf Einladung dcs Z c » trnIv c r b nndc ?

deutscher Ko » s » m vcre i » c ci»cKo»ferc»zvo» Sack-

vcrstäiidige,» aus dcu Reihe» der Konsnmgcnosscnschnftc»
statt, die sich mit dcr Volkseruährung im Kriege beschäftigte.
Die Tagesorduung beschäftigte sich nicht uur mit dc» Er¬

fahrungen, die i» der nbgclnusciicu Kricgszeit »,it dcu ver-

schiedciiartigen Auordnungcu der Beliördcu gcmncht ivurdc»,

soudcru nahm auch Stclluug zu dcr Frage, ivas liiuftig im

Interesse der Vvlkscruähruiig gu geschehe» babc, Zugleich
ivurdc» noch die Wnbr»chmu»gc» nusgctnuschl, dic sich
aus der Mitarbeit vo» Kousuingcitosscuschnfte» nnd Lebcns-

mittclnusschüsscn bei ihrcut Zusnmmcunrbcile» mit Ge¬

meinden und Behörde», Kreis» und BczirkSbehördc», mit

Gewerkschaften und anderen Körperschaften bei dcr Be¬

kämpfung dcr Lebens,»itteltcncrilnn, crgcbcn babcn, Tic

Vcrhandinugcn rrgabcn cinc Fülle von ivcrlvollcm Mn-

tcrinl, das dcu znstnndigc» Rcickisbcbördcn nicht nur diirch
dic nnwcscnden Vcrtrcicr, sondcrn auch durch ci» sicnv-

grapliischcs Protokoll zugn»glich gemacht ivcrdcn ivird, Sic

führtc nuch Ivcitcr zu cincr ganze» Rcilic von positivcn

Vorschlägcn »iid Fordcrniigc» für dic tiinftigc Regelung
dcr Volkscrnälirnng, Es ivlirdc nncrknniit, dnß dnrcb dic

bisherigen Maßnnbmcn der Reichsregierung. bor allem

dnrck dlc Pcrordnuug iibcr dcu Vcrtcbr init Biotgctrcidc
uud Mchl, bci alle» unvciiucidlicbeu ipiniigeln doch Minies

gcschnffcn sci, uud cs wnrdc mil Nachdruck bclont, das-, mn»
ciii ähulichcs cncrgisches Eingreifen nuch nnf nndeccu Gc-

bicicu wüuschcii müssc, Bci dcr Bcrntnng der Eiuzclfragc»
wurdcu cbcufnlls viele iverlvollc Ai,rcg,,ngcn gcgcbcn nnd

nnf nlle in der Prnris bclvolgcirelenen Mängel nuimci'!-

sniii gc,iiacht,
Dic Gknvsscusckaftcr iiutcrbicltcu sick dann Ivcitcr

übcr dic hochwichtig,.' Frngc, Ivcicbc Mns;,>al,,»cn crfordcr-
lich scic», »ni die ,>>>ricgsivirtschair möglichst ciufnch in dic

Fricdciisivirtschnfi übcrznlcitcn, »nd bcriete» fcrncr inncrc

Gcuosscnschnftsnngclegcnbcilcn, ivclchc dic Fcslstcllung dcr

Wirkungen des Krieges a>ii dir »onsumvereinc zuui

Gcgcustaud batlcu.

Ueber dic gewerkschaftliche Organisation der

Genossenschaftsnngestetttcn äußert sicb die „«vnsum-
gciiossciischnslliche Nundschn»" vom Vktober 19i5: ,,^n

Englniid bcstcht das geivcitschnslliche Monstrum einer be¬

sonderen Orgnnisnlio,, der Gcnosscnschnftsnngcstclltci,,
ei»c Einrichtuug. dic sowcckl siir die i^cnossenschnftc» ivic

sür dic gewerkschaftlich!»! Beimfsorganisalioiic» nns erklär¬

lichen Gründcn »ur StöriiNgcn »nd llnzutläglichleitcn im

Gcfolgc babcn knuu, ivcil sie dazu fiilirc,, muh, einseitige

^nteressc» bcrnnsznbildcn ,md zn iöidcrn, T,c iniiischcn

Gctvcrkschnstcn hnbc» dcshnlb nus ilircm letzten Kongreß

auch einer Erklärung des Vertreters Bnnsicld der Bäcker

und Kvnditorcu zugestimmt, der den Verinch mißbilligte,
dic, in Ge»osscnschnfis>iiiler,icl»nu,,gcn l^csclinsliglcn Arbcitcr

bcsondcrs zii organisierc»: dicse Arbeiter willcn iich viel¬

mehr dc» regelrcchtcu Gcwerlschosicn anschließcn,"

ZZtiiidschliu

Ueber das Berbot der Nachtarbeit in dcn

Blictereicn ist dic Polcmil zivischen dcr „jionsumgcnosscn-

schnftlickicii !>inndscban" cincrsciis und dcni Porsiniid dcs

Bückcrvcrbnndcs in dcr „Bäcker, nnd »ondi>orcn-:!ciiung"

nudcrcrseits wciicrgcfniiit Ivordc», T,e „,^ousi,,ngcnossen-

schnftlichc l>!»ndschnn" bnt nnf Rcdc» und schriiilickc

Aeilßcriinge» von Bcnmtc» dcs Bäckerverbnndes lnngc-

ivicscn, in ivclchc,i dicsc cine drcnnclic tägliche AchtslnndcN'

schicht lniso auch Nachtarbeit für dic «roschnckcicicn zu¬

gestände» baben, Tic, nlso. Angegriffene» wcbrc» sich dn¬

mit, dich jene Aeußcrungcu ijuicr ganz ondcrcn VvrnuS-

sctziingcu und Vcrhnltnlsscn getan ivordcn sind,

Dcr „Viorccspoiideut" dcs B»chdii,ckcrverba>ldcs Hit

gcgcn die Nachtschicht in den Bäckcrcicu Stellung geuvm-

mcii, Ivorniif die „Konsumgeuosseuschnstliche NlMdstbaii"

gcuicint hni, dic Binbdrnclcr bällcn doch cii, bici nnl'cr

iicgcndes Interesse dnrn», in ibrcn Bctricbcn dic Nncht-

nrbeit zn bcsciiigcn, Tnennf fchrcibi ieuiand i„i „Eorrc-

spondenzblntt der Yicncrnlkoniniission dcr Gewerkschaften",

di.- Nachtarbeit in dc» ,ch»iungsdi»ckcrcien sci ctlviis ganz

ai:dcres — sie ivcrdc bcsser bezahlt als dic Tngcsaibeil,

Tabci »rbcilct das tcchnische Pcisonnl der Moigcnzciinngcn

iinmcr »acht«, bci dc» drei Achtsiundcnschbbicn in den

Grofchäckcrcicu aber knuu cin ständigcr Weckscl dcr bc-

schnftigte» Persvuen ziviscbcn Tng- und Nnchlorbeil slait-

fiiidcn.
Wir ivollc» kein Wort für die Beibeballung dcr A'ncbl-

nrbcit sngcn, Ivo sic nn sick cntbcbrl'ch ist. Wobl nbcr

siud ivir dcr Mciiiung, dnß dic Zcitungsdruckcr moralisch

nicht u„i dcswillcn cin Svndcirccht bcansprnchc» könncn,

ivcil ihrc Nachtarbeit bcsscr bezahlt ivird, nls !vc„» sic >nn

Tngc arbeiten,

Dcr Bcrbnnd der Bergarbeiter, dcr Gcwcrk

vcrcin christlicher Bcrgnrveitcr, dlc Polnische Bcrnfsvci-

ciniguug und dcr Gcwciivcrcin dcr Bcrgnlbciicr , pirsch.

Tniulerl bnben »»tcr», ll, i7ltober an dic Rciawrrgierung

nnchslcln'nde Eiuanbc gcriciiiel:
„Tic uutcrseichnctcn Bcrtretcr dcr vicr Bergarbeiter»

orzniiisntionc» biitc» dic dcnlschc ^icichsrcgicrnng, geeig¬
nete Mnßnoinncn zn ircsscn »nd d,c ,Kn,crc sckivcr ncbci-

iciidc Bcvvikcliiug mit dcn für dic Ernälnnng i,oi>vc»digc>I

Flcisch- »nd Fcitwarcn zi> versorge,,.

Begriindiing: I» dci schien ,ch.i> ist dns Angcbol bo,i

Flcisch und Fellivnrcn. die siir die gnchc ivinsse dcr

ärmeren Bcbölleinng in ,>lngc lommcu, scl>r »iiückgc-

g.lNgeu, :!>i,n Tcii ist dns cinc iinbclincidbnrc Folge dcs

,stricgcs. Es Ivcrdcn nbcr ofscusichilich nnci, nns Zpcliiln-
tionsgründe» Wnrc,i znrüilgcbnllcu.

Mit dc,i, Rückgang des ^»gcbois bnbcn dic Picisc
sür die geiiNnnten Wnren einc gewnliige ö:tcigcr»ng cr-

fahrcn,
Tie ärmcrc» Volkskrcisc ivnncn sick, jcb! zi,,n großcn

Teile dc» Gcnnß von Flcisck, nickit inclir gesinttcu. Wenn

dcr ungümligcu Euiivickelniig nicht bnld Einbnli gcvolcit
lvird, so kö»»e» fic nuch tcinc Feltivnrcn ,uebr ciwcivc»

und bcrn'cudcu. Tic finanziell bcsser gestellten Volks¬

krcisc binfc» die vvrbnndcncn Flcisch^ ikiid Fclllvnrcn zu

jcdcni Preisc, weil sic »ichi nns dcrci, Gclinß vcrzichlcu
ivollc», Fiir nnscr Bolk »nd unsere Bvlksivirlfchafl bnt

cinc solckc Eulwickcluug dic »iigüiisligslen Folge,» ?rr

Mensch bedarf zu srtucr Ernniirnng ciucr geibifscir Mcngc
Fcit, Jnsbcsondcrc i»»ß den körperlich schivcr arbcitcitden

Poitstcciscu dns znr Erscbnng dcr bcrbrnuchicn Kiirpcr-

krnft :,!ot>vcndigc »nbcdingi zngenibrt lverden, Eincrsclls
um ihre Gcsniidiicit nicht zu gcfnbrdc», nndcrcrscils nm

sie fähig z» crhnltcn, dnucrnd ibre Arbcit vcrrickitcii z»

können. Tie Arbcitcr werden jetzt, während dcs Kricgcs
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durchweg iu ciuer Wcisc angcspauut, dasz sic ciucr kräftigen

Nahrung dringend bedürfen. Ganz besonders ist das im

Bergbau dcr Fall, Hier foll mit möglichst wenigen Kräf¬

ten vicl gefördert wcrdcn. Wird nicht für eine aus¬

reichende Ernährung dcr Bergarbeiter gesorgt, so wird dic

Produktion leiden. Die Bcrgarbcitcr müsscn untcr ihrer

Arbeit zusammcnbrcchen und ist cine daucrndc Schädigung

ihrcr Gesuildheit sowic auch der Gesundheit ihrer Ange¬

hörigen zu befürchten. Ticsc schaden müsscn unbedingt

verhindert werden.

Wir bitten dcshalb um gccigncte Maßnahmen, damit

die vorhandenen Fleisch- und Fcttvorräte nicht von dcn

besitzenden uud viclfach weniger arbcitcndcn Klassen in

übermäßiger Weise allein verbraucht wcrdcn, souderu auch

der ärmeren, schwcr arbeitenden Bcvölkcrung das zu ihrcr

Ernährung und zur Erhaltung ihrcr Arbeitskraft not¬

wendige Quantum zugeführt wird,

Dic von der Rcnhsrcgicrung angekündigten Maß¬

nahmen bctrcffciid Hcrbcischaffung billigcrcr Kartoffeln

entheben uus dcr Notwendigkeit, auf diese Angelegenheit

heute näher einzugehen.
Wir möchten indessen dcn dringenden Wunsch aus-

spreche», daß dic angekündigte Kartossclvcrsorgung mög¬

lichst schnell und zu billigen Preisen erfolgt."

Eine Ausstellung von Arbeitshilfen für Ver¬

stümmelte. Die ständige Ausstellung für Arveiterwuhl-

fahrt in Charlottenburg wird demnächst durch cineSunder-

ausstcllung von Arbeitslüsten (Prothesen) in den Dienst
dcr Kricgsbeschädigtensürsorgc gcstcllt werdcn. Um solchcn

Kriegsbeschädigten, die gewisse Glieder verloren haben, die

Ausübung ihrcs alten oder eines ähnlichen Berufes zu er¬

möglichen, ist cö notwendig, dein besonderen Zwecke ange¬

paßte Ersatzglieder zu schaffcn. Daß diese Anfgabe . eine

schwere ist, braucht kaum betont zu wcrdcn. Aber es find

dafür schon bedeutungsvolle Vorarbeiten gemacht worden,

dic iusbcsondcrc der Deutschen Vereinigung für Krnppcl-

fürsorgc zu daukcn sind. Jn einer Reihe von Berufen sind

schon seit Jahren Krüppel beschäftigt, die nur mit Hilfe

solchcr bcsoudcrs konstruierter Ersatzglieder ihren Beruf

auszuüben, vermögen. Darunter sind nicht nur Personen,
die als Krüppel geboren oder durch Krankheiten oder Un¬

fälle in der Kindheit verkrüppelt wurdcn, sondcrn in vielen

Fällen handelt es sich um durch Bcrufsunsälle vcrletztc
Arbeiter.

Für die Sondcrausstcllung iu dcr Charlottenburger
Rcichsanstalt ist cs nun von Wert, wenn alle bisherigen

Erfahrungen^ mit solchcn Ersatzgliedern der Sache dienstbar

gemacht werden können. Die Ausstellung soll nicht nur dar¬

stellen, was schon vorhandcn ist, sondern ihr größter Zweck
wird scin, Anregungen für weiteres Schaffcn auf diesem

jetzt infolge des Krieges so wichtig gewordenen Gebiete zu

geben. Was hicr in erster Linie zunächst den Kriegsbeschä¬

digten zugute kommen soll, wird sür alle im Dienste der

Berufsarbeit Verstümmelte eincn dauernden Wcrt erhalten.
Es ist aus allcn dicscn Gründen notwendig, daß die Ar¬

beiterschaft, sclbst sich an den Arbeiten ernsthast beteiligt.
Das kann dadurch geschehen, daß der Verwaltung der

Ausstellung, Geheimen Oberregierungsrat 'Dr. Hehmann,

Charlottenburg, Fraunhuserstr, 11/12, die Adressen solcher

Personen mitgeteilt wcrdcn, die Ersatzglieder, Arbeits¬

hilfen, oder andere, ähnlichen Zwecken dienende Einrich¬

tungen bci ihrer Berufsarbeit benutzen. Diese Einrich¬

tungen und Arbeitshilfen würden dann von Sachkundigen
in Augenschein genominen werden. Eine Nachbildung oder

gute Abbildung würde dann in vielen Fällen für die Zwecke
der Ausstellung nützlich sein und vielfach die Anregung zu

verbesserten Konstruktionen geben.
Der vorläufige Arbeitsplan dcr Ausstellung lautet:

Dic 'Ausstellung gliedert sich in I. eine allgemeine Ab¬

teilung, II. Abteilungen für die einzelnen Berufe. — Jn
allen Abteilungen wcrden ausgestellt:

1. dic persönliche Ausrüstung der Invaliden mit Be-

helfsgliedcr», dauernden Ersatzgliedern, Arbeitscmsatz-

ftücken und Arbeitshilfen.
2. Vorkehrungen, welche dazu bestimmt sind, die Be¬

dienung voii Werkzeugen, Geräten, Maschinen und Appa¬
raten durch Invaliden zu ermöglichen oder zu erleichtern.

3. Einrichtungen von Werkstätten für die Berufsaus¬
bildung von Invaliden.

4. Ausbildungskursc.
5. Uebersicht übcr dic gewerblichen und landwirtschaft¬

lichen Arbeiten, dic von Invaliden bereits ausgeführt wer¬

den oder ausgeführt wcrdcn können.

6. Literatur übcr die Organisation und Durchführung
dcr Juvalidenfürsorge, insbesondere technische Maßnahmen
und Einrichtuugcn.

Tic unter 1 uiid 2 bezeichneten Einrichtungen werden

möglichst in arbeitsmäßiger Ausführung, andernfalls in

Modellen, Plänen, Konstruktionszeichnungen, Photographien
uiid dergleichen vorgeführt.

Den Invaliden sclbst sowic dcn an der Kriegsbeschä-
digicnfürsorge beteiligten Kreisen wird Gelegenheit gegeben
werden, in dcn von der Ausstellung dafür eingerichteten
Werkstätten oder auf dem. Ausstellungsstände die Ver¬

wendung der verschiedenen Arten von Arbeitshilfcn bci dcr

Berufsarbeit zu sehen und zu versuchen.
Außerdem ist in Aussicht genommen, durch Vorträge

mit Lichtbildern odcr tinematographischen Aufnahmen dic

Benutzung der ansgestelltcn Gegenstände zu erläutern.

Jn Verbindung mit der Ausstellung wird eine Aus-

Zunftsstelle eingerichtet wcrden, die mit Hilfe einer Kar¬

tothek und kurz gefaßter, mit Abbildungen versehener Be¬

schreibungen 'Auskunft über die ansgestcllten Gegenstände
und was damit zusammenhängt, erteilt.

Der Zweck der Ausstellung ist so wichtig, daß eine Be¬

teiligung in gewünschtein Sinne im Interesse dcr Arbeiter

geboten ist. Jeder verstümmelte Arbeiter, der für seine
Berufsarbeit dcrartigc Ersatzglieder bereits verwendet,

sollte sich daher mit dcr genannten Adresse in Verbindung

fetzen.
Die Kriegsversicherungskasse der Bolksfürsorge

besteht jctzt cin Jahr. Es siud bis zum 15. Oktober 1915 im

ganzen für 3g 775 Kriegsteilnehmer 58 137 Anteilscheine

erworben uiid dafür 290 685-Mk. eingezahlt worden, die

restlos spätestens 6 Monate, nach Friedensschluß an die

Angehörigen der im Kriege Gefallenen odcr an den Folgen
des Krieges Verstorbenen, zu deren Gunsten die Versiche¬

rung abgeschlossen wurde, zur Auszahlung gelangen.
Die Kasse wird zahlreichen Familien nach Schluß dcs

Kricgcs die Miticl liefern, um das Eintreten in ncuc

Verhältnisse zu erleichtern. Jn. allen den Familicn, in

welchen das Fehlen solchcr Mittcl den Verlust der Auge-

hörige» im Kricge durch große finanzicllc Schwierigkeiten
noch erschwert, ivird Man es sehr bedauern, die günstige

Gelegenheit dcr Beteiligung an dcr Kriegsversichcrungstasse
versäumt zu haben.

Der im lctztcn Monat erfolgte Zugang steht immer noch

nicht im wünschenswerten Verhältnis zu der ungeheuer

großen Zahl von Männern, die in ununterbrochenen Ein¬

ziehungen den bürgerlichen Beruf mit dem Kriegshand¬
werk vertauschen müsscn. Alle Kriegsteilnehmer haben mit

cincr Steigerung der Lebensgefahr zn rechnen, uiid zwar

nicht nur dicjcnigcn, welche nach kurzer regelrechter Aus¬

bildung direkt in die Front kommen, sondern auch alle im

Etappen-, Sanitäts- oder Bewachungsdicnst zur Verwen¬

dung kommenden Mannschaften. Selbst bei den sogenann¬
ten Armicruugstruppcn kommen gar uicht selten Kriegs¬

verluste vor, wie durch die Verlustlisten von allen Kriegs¬

schauplätzen bcrichtct wird. Wo aber Lebensgefahr für die

Kriegsteilnehmer besteht, da besteht auch dic Gefahr für

ihre Familie, den Ernährer und damit das zum Lebens¬

unterhalt notwendige Einkommen zu verlieren.

Die Deutschen in London im Jahre 1S11.

Ueber die in England und Wales bei der Volkszählung im

Jahre 1911 ermittelten Deutschen und deren Erwervstätig-
keit ist in Nr. LOS des „Reichs- und Staatsanzeigers" vom

1., September d. I. berichtet worden.. Die. Zählung ergab
die Anwesenheit von 33 653 männlichen und 19 671 weib¬

lichen, zusammen 53 324 Deutschen. Davon wurden in der

Grasschaft London 17 382 männliche und 9908 weibliche, zu¬

sammen 27 299 Deutsche ermittelt, übcr die die „Etat.

Korr." einige Angaben bringt. 188 männliche und 191

wcibliche Teutsche waren Kinder unter 19 Jahren. 1129

männliche und 5549 weibliche Personen lebten im Ruhe¬

stand oder waren ohne Erwerbstätigkeit. Vun den übrigen
16 065 männlichen und 4168 weiblichen Deutschen entfielen

ihrem Berufe oder ihrer Erwerbstätigkeit nach auf folgende
Berufs- oder Gewerbegruppen:

1. Staatsdienst 13 männliche, Gemcindcdienst 4 männ¬

liche und 4 weibliche;
2. bürgerlicher und kirchlicher Dienst und freie Berufs-

artcn: Kirche und Gottesdienst 29 männliche nnd 50 weib¬

liche idaruntcr 40 Nonnen und barmherzige Schwestern),

Rechtspflege 20 männliche und 2 weibliche, Gesundheits¬
pflege und Krankendienst 61 männliche und 92 weibliche,

Bildung, Erziehung und Unterricht 89 männliche und 275

weibliche, Privatgelehrte, Schriftsteller, Journalisten 128

männliche und 21 weibliche, Zivil- und Bcrgbauiugenieure
37 männliche, ..Kunst« Musik,, Theater 324 WSnuliche und

149 weibliche .'(darunter 156 männliche und 57 weibliche

Musiker und Sänger sowie 53 männliche und 63 weibliche
Schauspieler), Aussteller, Schausteller, 27 männliche und

4 weibliche;
3. Gesinde, Dienerschaft: in Gasthäusern, Logier- und

Speisehäusern 646 männliche und 186 weibliche, für häus¬

liche Dienste 246 männliche und 1572 weibliche, Kutscher,
Reitknechte, Gärtner 19 männliche;

4. andere Bedienstete in Klubs, Hospitälern usw.:
55 männliche und 60 weibliche, Köche (nicht Gesinde) 286

männliche und 44 wcibliche, Aufwärterinncn Ä3 weibliche,

Wäschereiarbeiter 6 männliche und 52 weibliche, sonstige
47 männliche und 20 weibliche;

5.*) Handel und Versicherung: Kaufleute
ohne nähere Bezeichnnng 184 männliche und 1 weibliche,
Makler,' Agenten, Geschäftsführer 398 männliche und

9 weibliche, Handlungsreisende 227 männliche und 2 weib¬

liche, Händlcr usw. 20 männliche und 2 weibliche, Handels¬
gehilsen lClerks) 1422 männliche und 162 wcibliche, Ban¬

kiers, Bankangestellte usw. 473 männliche und 13 weibliche,
Versicherungsgewerbe 109 männliche und 1 weibliche;

6. Verkehrsgewerbe: Eisenbahnbetrieb 19 männliche,

Straßenbahn- und Omnibusbetriebe, Personen- und Fracht¬
fuhrwerke 65 männliche, Binnen- und Seeschiffahrt 262

männliche uiid 3 weibliche, sonstige 84 männliche und

1 weibliche;
7. Landwirtschaft und Gärtnerei 37 männliche und

1 weibliche;
8. Fischerei 1 männliche;
9. Bergbau und Steinbrüche: Arbeiter 3 männliche,

Händler 6 männliche;
10. Metallverarbeitung und Industrie der Maschinen,

Werkzeuge uud Apparate sowie Schiffbau 593 männliche
und 5 weibliche;

11. Edelmetalle, Juwelen, Uhren und Instrumente:

Herstellung und Verarbeitung 482 männliche und 13'weib¬

liche ;
12. Baugewerbe 175 männliche, und 1 weibliche;
13. Holz- uud Schnitzstoffe 486 männliche und 14 weib¬

liche;
14. Steine und Erden 79 männliche;
15. Chemikalien, Oele, Fette, Seifen 149 männliche

und' 4 weibliche;
16. Häute, Ledcr, Haarc, Federn 291 männliche und

31 weibliche:
17. Papierindustrie, Büchdruck und Buchhandel 197

männliche nnd 12 weibliche;
18. Textilindustrie 173 männliche und 28 weibliche;
19. Bcklcidungsgcwcrbc 2637 männliche nnd 694 weib¬

liche (darunter 1012 männliche und 285 weibliche Schneider
und 1268 männliche und 30 weibliche Friseure);

20. Nahrungs- und Gcnußmittel, Hotels, Gast- und

Schankwirtschaften 5148 mäuulichc uud 516, wcibliche (dar¬
unter 342 mänuliche und 35 wcibliche in Schlächtereien,

*) Die beim Handel mit Erzeugnissen der

verschiedenen Industrien und Gewerbe cr-

werbstätigen Personen sind nicht hier, sondern bei den ein¬

zelnen Bcrufsgruppen mitgezählt. .

-

1335 uiäuulichc und 19 ivcibliche in Bäckereien, 214S männ¬

liche U'nd 16 wcibliche Kellner);
21. Gas-, Wasser- und Elektrizitä-tswerke 30 männliche;

22. Fabrikarbeiter usiv. ohne nähere Bezeichnung 278

männliche und 31 weibliche.
Man ersieht aus diesen Zahlen, daß das Londoner

Wirtschaftsleben vor dem Kriege gar nicht so unbeträchtlich

vom Deutschtum durchsetzt ivar, wobei namentlich dic Kell¬

ner, Bäcker, Friseure und Schneider hervorragten.

Anzeigen der Ortsgruppen.
Die Mitglicdcr wcrdcn inu zahlreiche Beteiligung an den

Verniistnliungcn gcbeten!

Serlin Donnerstag, den 28. Oktober, abends 8^ Uhr,
M i tgN e d e rver s am m l u na in den.

Arinin-Hnllcn, Kommaudantenstr. 58/59. Tagesord¬

nung: 1, Ergänzungswahlen zum Aktionsausschuß,
2. ErgänAUilgswahilen zum Hauptvorstand. 3. Ver¬

schiedenes. Zutritt nur gegen Vorzeigung des Mit¬

gliedsbuches gestattet.

l^rli» J»gcn5sckli«». Mittwoch, dcn 3, Novcmlicr, abends 8>,5 Uhr,
vrruu. „Armin-Hallen", Kommaudantenstr, S8/S0. Tagesordnung:

1. Vortrag. 2. Settionsungelegenheiteil, Z. Verschiedenes.

Näheres im „Mitteilungsblatt".

Bezirkssitzungen finden statt:
Die nachstehend angekündigten Bezirkssitzungen sollen nach be¬

hördlicher Anordnung um 11 Uhr geschloffen werden: eS ivird daher

um pünktliches Erscheinen gebeten.

Mittwoch, den 3. November, abends 8^ Uhr:

Bez, Adlcrshof und Umgegend. „Genossenschafts-WirtshauS",
Adlcrshof, Hclbigstraße 31, 1. Vortrag. 2. Verbandsange¬

legenheiten, 3. Verschiedenes. — Nachdem: Gemütliches

Beisammensein,

Bez, Wcstcn.Schöncbcrg.Fricdcnau-Wllmkrsdorf. Schöneberger
Schloßbraucrci, Schönebcrg, Hauptslr, 121, 1. Vortrag.
2, Verbandsangelegenheiten. 3. Verschiedenes.

Dönnerstag, den 4. November, abends 8-/s Uhr:

Bcz. Norden l (Rosenthaler Viertel, Gesund»
örünne n). Lokal Osw. Berliner, Brunnenstrabe 140.

1. Vortrng. 2, Verbandsangelegenheiten, 3. Verschiedenes.
— Nachdcm: Gemütliches Beisammensein.

Bcz, Nordcn II (Tchönhauser Vorstadt, Pankow).
GenosscnschaftS-V»rishaus, Stargarder Str, 3, 1. Vortrag.
2. Verbandsangelegenheiten. 3. Verschiedenes. — Nach¬
dem: Gcinütiichcs Beisammensein,

Jeden 3, Mittwoch im Monat Funktionär-Sitzung,
Genossenschafts-WirtshauS, Stargarder Strichs 3.

Vez. Norde» IU mit »icinickendorf-West-Tegel (Wedding).
„Pbarus-Säle", Mllllersir. 112. 1. Lichtbiidervortrag dcS

Kvllegci, Morgensicrn über: „So schwindest du hin, mein
altes Bcrlin", 2, Geschäftliches, 3, Verschiedenes. — Nach¬
dem: Gcmüllichcs Beisammensein,

Bez, Nord.Wcst, „Arminius-Hallen", Bremer Straße 70/71 (am
Arminiuspintz). 1, Vortrag, 2, Verbandsangelegenheiten.
3. Verschiedenes. — Nachdem: Gemütliches Beisammensein.

Bez, Nord>Ost, Rcstanrant Hermann Späth, Georgenlirchstr, SS.
1. Vorlrag, 2, Geschäftliches, 3, Verschiedenes, — Nach¬
dem: Geselliges Beisammensein,

Bez, Osten, „Aildrcas-Festsäle", Andrcasstr, 21, 1, Vortrag
des Kollegen Ostrowski über: „Berufsorganisation und

Weltanschauung". 2. Geschäftliches. 3, Vcrschicdcncs. —

Gäste willkommen,

Bez, Eiid-Wcst und Süden. „Restaurant Leuchtturm", Fontäne-
Promenade 18, Ecke Blücherstrasze. 1, Vortrag, 2 Ver¬

bandsangelegenheiten. — Nachher: Gemütliches Beisammen¬
sein,

Bez, Neukölln, „Jdeallasino", Weichselstrabe 8. 1, Vortrag
des Herrn Dr, Breitfcheid. 2. Verbandsangelegenheiten
und Bezirksangelcgenhciien, 3, Verschiedenes,

Bez, «harlottenlmrg. „Vollshaus", Rofinenstr. 3 (Eingang dorn

durchs Lokal). 1. Vorlrag. 2, Geschäftliches. 3, Verschie¬
denes, — Gäste willkommen,

Bez, Strgliiz.Gro,>Lichtcrfcldc°Lailkivit>. „Hotel Steglitzer
Hof". Stcglitz, Bcriinickcsir. IS (großer Saal). 1. Vortrag
des Rcichslagsabgeordncten Hermann Kcipplcr. 2. Geschäft¬
liches, 3, Verschiedenes,

Bez, Karlshorst.Obcrschöucwcide.CöPcnick-Frjedrlchshage». Restau¬
rant Jungklaus. Cvpenick. Borgmann-, Ecke Parisiusstraßc,
1, Vortrag, 2, Diskussion, 3, Geschäftliches 4. Verschie¬
denes, — Nachhcr: Gemütliches Beisammensein,

Bez, Ncinickendorf.Ost. Mertens, Seestr, 3. 1, Vortrag, 2, Ver¬

bandsangelegenheiten, 3, Geschäfliiches, 4, Verschiedenes.

Bez. Treptom-Baumschulenweg. Schultheiß-Restaurant (Jnb
Otto Ocsicrwitz), Treptow, Elsenstr, 08. 1. Vortrag, 2. Ver¬

bandsangelegenheiten, 3, Verschiedenes,

Bez, TemVclh«s°B!arIrndorf. Restaurant Henning. Temvelhos,
Fricdrich-Wilhelm-Strasze 3S. 1, Vortrag, 2. Verbands¬

angelegenheiten,
Bez. Pankow. Infolge der großen Zahl der eingezogenen Kol¬

legen ist es nns nicht mehr möglich, die Sitzung stattfinden
zu lasscn. Wir bitten die Kollcginncn und Kvllegen die

Sitzungen im Bezirk Norde?. II zu besuchen.

Vcz, Lichtcnbcrg.Boihagcn.Rummclsburg, Restaurant Logen-
Kasino, Knorrpromenade 2, 1, Vortrag dcs Kollegen Mar
Kern, 2, Geschäftliches, 3, Verschiedenes. — Nachher"
Geselliges Beisammensein,

Frcitag, den 5. November, abends 8-^ Uhr:
Bez, Siid<Ost, „Reichcnbcrger Hof", Rcichcnbcrger Straße 147

1, Vortrng, 2, Bezirksangelegenheiten, 3, Verschiedenes'

Bcz, Wristensce. Restaurant Frentz, Berliner Allee 2SU Ecke
Lehdcrsiraße. 1, Vortrag, 2, Verbandsangelegenheiten
3. Verschiedenes. — Nachdem: Gemütliches Beisammensein.

Redaktionsschluß sür dic nächste Nummcr der Handlungsgehilfen.
Zeitung:

4. Novcmbcr, morgens.

Zusendungen an die Redaktion sind zu adressieren:
Ncdnktion dcr „Handlnngsgchilfrn.Zcituiig",
Bcrlin E. LS, Landsberger Straße 43/47.

Uonlumgenossenschaftliche KuntMau.

Organ ckes Zentralverbanckes unck cker SroöeinKaufs-

SekeMciM ckeutkcher Konsumvereine. Hamburg.
Die „Konjumgenossciischaftliche Rundschau" erscheint wöchentlich

28 bis 40 Seiten stark und ist das führende Fnchblntt dcr «rutschn,

zzonlumgcnoslenschaftsbcwcguug,

Jm Inseratenteil enthält der Arbeitsmarkt beständig zahlreiche

Stellenangebote und Gcfuche, Dcr Preis der Inserate beträgt 30 Pf.
für die bicrgcsvaltcne Pctitzeilc, AbonnemenlspreiS durch die Post
bezogen 1,öS MI, vierteljährlich. Zum Abonnement ladet ergebenst ein

verlagsgekeMchatt ckeutkcher «onkumvereine m. b. h.
Hamburg 5, Keim 5trohhsule ZS.

Vcrlag: Zentralverband der Handluugsgehilfcu <O, llrban), Bcrlin. — Drück: Vorwärts-Buchdruckerei und Verlagsanstalt Paul Singer K Co., Berlin SW. 68.


